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        Zahl: 1218-0/2011 

 
 

N  i  e  d  e  r  s  c  h  r  i  f  t  
 

 
aufgenommen am Donnerstag, dem 27.10.2011 anlässlich der Sitzung des 
Gemeinderates der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach. 
 

 
Anwesend:  
 
Bürgermeister: Franz Josef Smrtnik, 9135 Trögern 8 
 
    

Anwesende:   Ing. Helmut Malle, 9135 Bad Eisenkappel 265  
Elisabeth Lobnik, 9135 Bad Eisenkappel 157  
Harald Kogelnik; 9135 Bad Eisenkappel 145     
Christian Varch, 9135 Bad Eisenkappel 
Evelin Pircer, 9135 Vellach 64 
Mag. Dr. Andreas Jerlich MSc, 9135 Bad Eisenkappel 59  

           Peter Koschlak, 9135 Bad Eisenkappel 
Michael Arbeitstein, 9133 Rechberg 42 
Hans Georg Lopar, 9135 Vellach 61 
Gabriel Hribar, 9135 Trögern 5 
Wilhelm Ošina, 9135 Leppen 57  
Josef Orasche, 9135 Leppen 34 
Franz Kummer;9133 Zauchen (Ersatz) 
Richard Županc, 9135 Vellach 45 
Adolf Woschitz, 9133 Zauchen 48  
Roman Wutte, 9135 Vellach 92 
Martina Hiessberger, 9135 Vellach 59  
Dr. Stefan Merkač, 9135 Vellach 4   

 
 
Entschuldigt abwesend:     Wilhelm Hilgenfeld, 9135 Bad Eisenkappel 146  

    
Ersatzmitglieder:    Franz Kummer, 9133 Zauchen 
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Tagesordnung/dnevnired: 

 
1. Bestellung der Protokollprüfer 
 Berichterstatter: Bgm. Franz Josef Smrtnik 
 

2 Geopark; Bericht 
 Berichterstatter: GR Christian Varch  
 

3. 3. Nachtragsvoranschlag 2011 
 Berichterstatter: Bgm. Franz Josef Smrtnik 
 

4. Kassenprüfung vom 29.09.2011 
 Berichterstatter: GR Wilhelm Hilgenfeld 
 

5. Petition-Resolution zur Sicherung kommunaler Grundversorgung 
 Berichterstatter: Bgm. Franz Josef Smrtnik 
 

6. Resolution gegen die Verschlechterung der Kärntner Kinderbetreuung 
 Berichterstatter: Bgm. Franz Josef Smrtnik 
 

7.  Antrag gem. § 41 Abs. 3 K-AGO: Senkung der Mautgebühren für      
                  die Bad Eisenkappler Bevölkerung 

 Berichterstatter: Vizebgm. Ing. Helmut Malle 
 

8. Antrag gem. § 41 Abs. 3 K-AGO: Austausch des Kleinlöschfahrzeuges (KLF) 
der FF Rechberg 

 Berichterstatter: Vizebgm. Ing. Helmut Malle 
 

9.  Antrag gem. § 41; Benutzbarkeit WC-Anlagen Aufbahrungshalle 
 Berichterstatter: Bgm. Franz Josef Smrtnik 
 

10. Dieser TO wurde abgesetzt! 
 Antrag gem. § 41 K-AGO; Atomfreier Strombezug 
 Berichterstatter: Bgm. Franz Josef Smrtnik 
 

11. Örtliches Entwicklungskonzept (ÖEK) 
 Berichterstatter: Vizebgm. Ing. Helmut Malle 
 

12.  Facility Management; Vergaben 
 Berichterstatter: Vizebgm. Ing. Helmut Malle 
 

13.  Michaela Piuk; Antrag auf Einzelbewilligung gem. § 14 Abs. 5 K-BO 
 Berichterstatter: Vizebgm. Ing. Helmut Malle 
 

14.  Eble Karin; Ansuchen um Erwerb von öffentlichen Gut 
  Berichterstatter: Vizebgm. Ing. Helmut Malle 
 
 

15.  Ing. Johann Muri; Auflassung eines öffentlichen Weggrundstückes 
 Berichterstatter: Vizebgm. Ing. Helmut Malle 
 
 

16. Ehrung; Maja Haderlap 
 Berichterstatter: Bgm. Franz Josef Smrtnik 
 

17. Personalangelegenheiten 
 .  Berichterstatter: Bgm. Franz Josef Smrtnik 

 
 
Die Sitzung ist bis auf den Tagesordnungspunkt „Personalangelegenheiten“ öffentlich. 
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Der Bürgermeister begrüßt die anwesenden Gemeinderäte, die Besucher sowie die 
Vertreter der Presse, stellt die Beschlussfähigkeit als gegeben fest und eröffnet die 
Sitzung. 
 
 
 
 

Der Bürgermeister stellt den Antrag, den Tagesordnungspunkt 10. „Antrag gem. § 41 
Abs. 3 K-AGO; Atomfreier Strombezug“ von der Tagesordnung abzusetzen, zumal 
dieser  Antrag vom Gemeindevorstand zurückgestellt wurde und irrtümlich auf der 
Einladung landete.  
 
 
Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 
 

 
1. Bestellung der Protokollprüfer 
 

Berichterstatter: Bgm. Franz Josef Smrtnik 
 
Als Protokollprüfer für die heutige Sitzung wären  Herr Peter Koschlak sowie Herr 
Wilhelm Ošina  zu bestellen. 
 
Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 
 
 
 
 
2. Geopark; Bericht 
 

Berichterstatter: GR Christian Varch 
 
 
Gemeinderat Christian Varch präsentiert den anwesenden Gemeinderäten das Projekt 
Geopark und bietet allen Gemeinderäten eine vor Ort Besichtigung des Projektes an. 
 
Die Präsentation erfolgt mit folgender Power-Point-Präsentation:  
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Bürgermeister Franz Josef Smrtnik dankt für den vorbildlichen Vortrag. Gratulationen 
dazu kamen auch vom Vizebürgermeister Ing. Helmut Malle und Gemeinderat Dr. 
Štefan Merkač. 
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3. Dritter Nachtragsvoranschlag 2011 
 

Berichterstatter: Bgm. Franz Josef Smrtnik 
 
In den Entwurf des dritten Nachtragsvoranschlages 2011 wurde die Bedarfszuweisung 
für die Filialkirche Maria Dorn (Neueindeckung) in der Höhe von € 15.000,00 
eingebaut.  Des Weiteren konnte eine zweckgebundene Förderung und der Höhe von  
€ 2.500,00 für die ISO-Zertifizierung bei der zuständigen Referentin für Umwelt und 
Energie, Frau LR Dr. Prettner lukreiert werden, welche ebenfalls in den 
Nachtragsvoranschlag eingearbeitet wurde.  
 
Laut Gemeindevorstandsbeschluss vom 28. Juni 2011 wurde für die Fischzuchtanlage 
Jenschatz eine entsprechende Rücklagenentnahme in der Höhe von € 7.900,00 
beschlossen, welche im Nachtragsvoranschlag zu veranschlagen ist.  Sollte es aus 
förder- oder bautechnischen Gründen zu einer Verzögerung der Auszahlung kommen, 
so wird vorsorglich dieser Betrag auch in den Voranschlag 2012 aufgenommen.  
 
Eine Korrektur mußte bei den Finanzzuweisungen 2011 gemäß § 21 FAG 2008 
vorgenommen werden. Die beim Voranschlag 2011 vorgegebenen Beträge in der 
Höhe von € 116.000,00 mußten um einen Minderbetrag von € 75.300,00 auf                 
€ 40.700,00 reduziert werden.   
 
Zu diesen Mindereinnahmen kam es aufgrund des Inkrafttretens des FAG 2008 und 
der daraus resultierenden Neuerungen bei der Verteilung der Finanzzuweisungen des 
Bundes und der Länder an die Gemeinden.   
 
Da die Mindereinnahmen der Finanzzuweisungen derzeit keine Abdeckung im 
ordentlichen Haushalt finden, kann der dritte Nachtragsvoranschlag 2011 leider nur 
mit einem Abgang in der Höhe von € 75.300,00 abschließen.  
 
Im Bereich des außerordentlichen Haushaltes wurden keinerlei Änderungen  
vorgenommen.  
 

 
 
 
 
 

 
Antrag: 
 
Der Ausschuss für Finanzen und Wirtschaft stellt im Wege des 
Gemeindevorstandes an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat möge  

• den dritten Nachtragsvoranschlag 2011 mit nachstehender Verordnung 
beschließen.  
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Verordnung 
 

des Gemeinderates vom 27.10.2011, Zahl:1950-0/2011, über die Feststellung des 
dritten Nachtragsvoranschlages 2011. 
 
Gemäß § 88 der K-AGO 1998, LGB1.Nr. 66/98, wird der Voranschlag der 
Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach nach der Verordnung des Gemeinderates vom 
17.12.2010  in der derzeit geltenden Fassung wie folgt abgeändert: 
 
Der § 1 (Gesamtsummen) der Voranschlagsverordnung erhält folgende Fassung: 
 bisher erweitert Gesamtsummen 
a) ordentlicher Voranschlag    
Summe der Einnahmen 5.086.100 -49.900 5.036.200 
Summe der Ausgaben 5.086.100 25.400 5.111.500 
    
Abgang:   75.300 
    
b) außerordentlicher Voranschlag    
Summe der Einnahmen 1.426.400 0 1.426.400 
Summe der Ausgaben 1.426.400 0 1.426.400 
    

c) Gesamtsummen:    
Gesamteinnahmen 6.512.500 -49.900 6.462.600 
Gesamtausgaben 6.512.500 25.400 6.537.900 
    
Gesamtabgang    

 
75.300 

Die Verordnung tritt am 28.10.2011 in Kraft. 
 
Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 
 

 

 
4. Kassaprüfung vom 29.09.2011 
 

Berichterstatter: GR Wilhelm Hilgenfeld/Ersatz: GRin  Martina Hiessberger 
 
Der Ausschuss für die Kontrolle der Gebarung hat in der Sitzung am 29.09.2011 die 
Gemeindekasse überprüft, Einsicht in sämtliche Belege genommen und für in Ordnung 
befunden. Der Prüfungszeitraum erstreckte sich vom 22.06.  bis 29.09.2011.  
 
Des Weiteren wurden bei dieser Sitzung sämtliche Abgabenrückstände und die daraus 
resultierenden Einbringungs- und Exekutionsmaßnahmen kontrolliert und ebenfalls für 
in Ordnung befunden.  
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Hinkünftig sollte in jeder letzten Sitzung des Jahres dem Ausschuss für die Kontrolle 
der Gebarung über die aktuellen Rückstände bzw. uneinbringlichen Außenstände ein 
Bericht vorgelegt werden.  
 

 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 
 

 

 

5. Resolution zur Sicherung kommunaler Grundversorgung 
 

Berichterstatter:  Bgm. Franz Josef Smrtnik 
 
Gemeinden erfüllen eine Vielzahl von wichtigen Aufgaben und Dienstleistungen. 
Viele Aufgaben wurden in den letzten Jahren immer mehr auf die Gemeinden und 
Städte übertragen, ohne dass hierbei die notwendigen finanziellen Mittel beigesteuert 
wurden.  Durch die Wirtschaftskrise wurde diese Situation leider noch verschärft. Die 
Gemeinden haben in der Vergangenheit durch Verwaltungs- und 
Personaleinsparungen ihren Beitrag geleistet. Da weitere  Einsparungen unweigerlich 
zu Leistungseinsparungen bei der Bevölkerung führen würden ist Handlungsbedarf 
gegeben. Die Kommunen müssen sich heute die Fragen stellen, ob zukünftig mehr 
Geld für den Erhalt und den Ausbau kommunaler Grundversorgung sichergestellt ist, 
oder ob mittel- und langfristig kommunale Grundversorgung abgebaut oder privatisiert 
wird.  
 
Die Gewerkschaft der Gemeindebediensteten, Greenpeace, Global 2000, die 
Katholische ArbeitnehmerInnen Bewegung Österreich, die Österreichische 
Hochschülerschaft, SOS-Mitmensch, sowie noch einige kleinere Organisationen haben 
sich im Jahre 2010 zu einer Allianz zusammengeschlossen, welche das Ziel verfolgt, 
zukunftsfähige Vorschläge und Antworten auf die Krise auszuarbeiten.  
 
Städte, Gemeinden und Gemeindeverbände spielen bei der Erreichung dieser Ziele 
eine wichtige Rolle. Aus diesem Grund wurde diese Petition mit der Bitte um 
Unterstützung an die Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach übermittelt.  

Antrag: 
 
Der Ausschuss für die Kontrolle der Gebarung stellt im Wege des 
Gemeindevorstandes an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat möge den 
Kassenprüfungsbericht zur Kenntnis nehmen. 
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Resolution zur Sicherung kommunaler Grundversorgung 
 
Unterstützt durch Gemeinderat bzw. den Bürgermeister von der Marktgemeinde 
Eisenkappel-Vellach/Tržna občina Železna Kapla-Bela. 
 
Öffentliche Dienstleistungen sind ein wesentlicher Bestandteil des österreichischen 
Wirtschafts- und Sozialsystems. BürgerInnen und Unternehmen erwarten zu Recht, 
dass eine umfangreiche Palette von zuverlässigen, stabilen und effizienten öffentlichen 
Dienstleistungen in hoher Qualität und zu erschwinglichen Preisen verfügbar sind. 
Öffentliche Dienste sorgen dafür, dass kollektive Bedürfnisse und Interessen – 
Aufgaben des Gemeinwohls – bedient werden können. Die österreichischen Städte, 
Gemeinden und Gemeindeverbände spielen bei der Erbringung dieser Dienstleistungen 
eine bedeutende Rolle. 
 
Darüber hinaus haben die österreichischen Städte, Gemeinden und Gemeindeverbände 
bei der Bewältigung bzw. Abfederung der Auswirkungen der Finanz- und 
Wirtschaftskrise eine wichtige Rolle gespielt – unter anderem durch ihre 
Investitionstätigkeit vor Ort. 
 
Demgegenüber steht eine immer geringer werdende Finanzierung dieser Aufgaben 
seitens der öffentlichen Hand. Seit Jahren werden die finanziellen Möglichkeiten der 
Kommunen in Österreich zunehmend eingeengt. Die Kommunen sehen sich aufgrund 
der von ihnen zu erbringenden notwendigen Leistungen für die Bevölkerung mit 
steigenden finanziellen Belastungen konfrontiert, ohne hiefür einen entsprechenden 
Ausgleich im Rahmen des Finanzausgleiches zu erhalten. Die Folgen der aktuellen 
Finanz- und Wirtschaftskrise belastende öffentlichen Haushalte zusätzlich und 
verschärfen die ohnehin angespannte Situation für die Kommunen noch weiter. 
 
Schon bisher hat die kommunale Ebene versucht, durch Verwaltungs- und 
Personaleinsparungen ihrer prekären finanziellen Lage zu begegnen. Da weitere 
Effizienzsteigerungen über Einsparungen kaum mehr realisierbar sind, stehen 
Leistungseinsparungen für die Bevölkerung im Raum. Die Leistungen der Städte, 
Gemeinden und Gemeindeverbände sind akut bedroht, wenn nicht rasch strukturelle 
und finanzielle Maßnahmen ergriffen werden. 
 
Damit auch in Zukunft die Erbringung der öffentlichen Aufgaben durch die 
Kommunen gewährleistet ist, muss daher eine verteilungsgerechtere und breitere 

Antrag: 
 
Der Finanz- und Wirtschaftsausschuss stellt im Wege des Gemeindevorstandes an 
den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat möge nachstehende Resolution 
beschließen und diese Resolution  an die Bundes- und Landesregierung  
übermitteln.  



Niederschrift der GR Sitzung     Zahl: 1950-0/2011 Seite 11 
 

Finanzierung der Staatsausgaben durch den Ausbau vermögensbezogener Steuern 
erfolgen. 
 
Die Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach/Tržna občina Železna Kapla-Bela schließt 
sich der Forderung an, dass 
 

• eine faire Mittelaufteilung durch einen aufgabenorientierten Finanzausgleich 
und eine klare Kompetenzaufteilung zwischen den Gebietskörperschaften 
erfolgt. 

• zusätzliches Geld aus dem Bundesbudget eingesetzt wird, um öffentliche 
Dienstleistungen (Altenpflege, Gesundheitsdienste etc.) und kommunale 
Investitionen (öffentlicher Verkehr, Infrastruktur etc.) in die öffentliche 
Daseinsvorsorge sicherzustellen und auszubauen. 

• eine Modernisierung der gemeindeeigenen Abgaben (z.B. Aktualisierung der 
Bemessungsgrundlage der Grundsteuer) erfolgt. 

• Vermögen, Vermögenseinkommen bzw. Vermögenszuwächse wie Zinsen, 
Dividenden, Kursgewinne oder Fondserträge grundsätzlich nicht geringer 
besteuert werden als Arbeitseinkommen. 

• Finanztransaktionen EU-weit besteuert werden. 
 
 
 
Mit den daraus resultierenden Einnahmen bzw. frei werdenden Mitteln sollen 
zahlreiche gesellschaftlich wertvolle Arbeitsplätze in den Bereichen Bildung, 
Gesundheitsvorsorge, Altenpflege, Kinderbetreuung, öffentlicher Verkehr, erneuerbare 
Energien, thermische Gebäudesanierung und Gemeindedienstleistungen finanziert 
werden. Die Kommunen sind dadurch finanziell in der Lage, ihren Beitrag zu leisten, 
um zahllosen Menschen in Österreich aus der Armut und Armutsgefährdung zu holen, 
die Nachfrage zu stärken, die Situation am Arbeitsmarkt spürbar zu entspannen und 
damit das gesellschaftliche Klima – ohne große VerliererInnen – zu verbessern. 
 
 
 
Bad Eisenkappel/Železna Kapla-Bela ………………                   Unterschriften  
 
 
 
Einstimmig wird diese Resolution beschlossen. 
 
 
  



Niederschrift der GR Sitzung     Zahl: 1950-0/2011 Seite 12 
 

6. Resolution gegen die Verschlechterung der Kärntner  
Kinderbetreuung 
 

Berichterstatter:  Bgm. Franz Josef Smrtnik 
 
Am 16.12.2010 hat der Kärntner Landtag ein „Kärntner 
Kinderbetreuungsgesetz“ beschlossen, mit dem Regelungen über die 
Kinderbetreuung in Kärnten erlassen werden. Dieses Gesetz wurde am 28. 
Februar 2011 im LGBl. Nr. 13/2011 kundgemacht. Mit dem Inkrafttreten 
und der Umsetzung dieses Gesetzes sind für die Kärntner Städte und 
Gemeinden massive Mehrbelastungen in Höhe von rd. € 7,7 Mio. 
verbunden.  
 
Bereits die Entstehung dieses Gesetzes ohne Einbindung der Kärntner 
Städte und Gemeinden war nicht dazu angetan, im Sinne einer 
partnerschaftlichen Zusammenarbeit die kommunalen Interessen 
entsprechend zu berücksichtigen. Die gewählte Vorgangsweise des 
Kärntner Landtages widersprach daher eindeutig der Grundidee des 
Stabilitätspaketes und des Konsultationsmechanismus, wo eigentlich die 
Zusammenarbeit aller Gebietskörperschaften in den Vordergrund gestellt 
werden sollte. Im vorliegenden Fall wurde ein Initiativantrag eingebracht, 
wodurch die betroffenen Gemeinden um ihr Recht auf Begutachtung im 
Vorfeld der Beschlussfassung im zuständigen Legislativorgan gebracht 
wurden. Diese Vorgangsweise war insofern für die Interessensvertretung 
unverständlich, als der Entwurf des Gesetzes der Kinderbetreuung 
ohnedies von der zuständigen Fachabteilung des Amtes der Kärntner 
Landesregierung ausgearbeitet wurde. 
 
Erst jüngst beim Abschluss der Rahmenbedingungen für das neue 
Stabilitätspaket haben die   Vertreter aller Gebietskörperschaften betont, 
dass ein konstruktives und kooperatives Miteinander des Bundes, der 
Länder und der Gemeinden ein wichtiges Moment zur Konsolidierung der 
öffentlichen Haushalte darstellt. Die Stabilitätspolitik ist ein 
gesamtstaatliches Ziel, das von allen Ebenen der Gebietskörperschaften in 
verantwortungs-voller Weise  angestrebt werden soll. 
 
Im Rahmen der sogenannten 15a-Vereinbarung hatte der Bund den 
Ländern in den Jahren 2008 bis 2010 insgesamt 45 Millionen Euro für den 
Ausbau der Kinderbetreuung zur Verfügung gestellt. Im Gegenzug hatten 
sich die Länder verpflichtet, weitere 60 Millionen Euro aufzubringen. 
Bundesweit konnten also 105 Millionen Euro investiert werden. Bereits im 
ersten Jahr, also für das Kindergartenjahr 2009/2010, wurden dadurch 
17.621 zusätzliche Plätze geschaffen.  
 
Die Kinderbetreuungsquote bei den 3- bis 5-Jährigen liegt im 
Kindergartenjahr 2010/2011 erstmals bei über 90 Prozent. Im Burgenland 
ist die Quote mit 99,9 Prozent am höchsten. Das geht aus der aktuellen 
Kindertagesheimstatistik der Statistik Austria hervor, die kürzlich 
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veröffentlicht worden ist. Bei den 0- bis 2-jährigen Kindern liegt die 
Betreuungsquote bei 17,1 Prozent, hier findet sich Wien mit 28,1 Prozent 
an der Spitze. 
 
Die sogenannte kombinierte Betreuungsquote für die 3- bis 5-Jährigen 
liegt aktuell in Österreich bei 91,4 Prozent und damit um 7,8 
Prozentpunkte über jener von 2005/2006.  

Bei der Berechnung dieser Quote werden zusätzlich auch vorzeitig 
eingeschulte 5-jährige Kinder berücksichtigt. Die niedrigste Quote weist 
mit 83,7 Prozent Kärnten auf. Auch bei den 0- bis 2-Jährigen ist die 
Betreuungsquote gestiegen, sie beträgt derzeit 17,1 Prozent (2005: 10,2 
Prozent). Nur Wien und das Burgenland (26,9 Prozent) liegen über dem 
Österreich-Schnitt, alle anderen Bundesländer darunter.  

Die EU-Zielvorgabe (Barcelona-Ziele) sah für 2010 einen Versorgungsgrad 
mit Betreuungsplätzen für unter 3-Jährige von mindestens 33 Prozent 
sowie für Kinder zwischen 3 Jahren und dem Schulpflichtalter von 
mindestens 90 Prozent vor. Um diese Ziele weiter im Blickfeld zu haben, 
beabsichtigt die Österreichische Bundesregierung wiederum insgesamt 55 
Millionen Euro in den weiteren Ausbau von Kinderbetreuungsplätzen als 
weitere Anstoßfinanzierung zur Verfügung zu stellen. Zehn Millionen Euro 
sollen dabei schon im heurigen Jahr fließen und jeweils 15 Millionen Euro 
in den Jahren 2012 bis 2014.  
 
 

 
alle Mitglieder der Kärntner Landesregierung 
den SPÖ Landtagsklub 
den FPK Landtagsklub 
den ÖVP Landtagsklub 
den Klub der Grünen 
den Kärntner Gemeinde- und Städtebund 
das BM für Familien und Wirtschaft Dr. Reinhold Mitterlehner 
das BM für Frauenangelegenheiten Gabriele Heinisch-Hosek 

 
 
 
 

Antrag: 
 
Der Gemeindevorstand stellt an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat 
möge nachstehende Resolution beschließen und diese an folgende Personen bzw. 
Institutionen übermitteln: 
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RESOLUTION 
 

des Gemeinderates der  
Marktgemeinde  Eisenkappel-Vellach/ Tržna občina Železna Kapla-Bela 

gegen Verschlechterungen in der Kärntner Kinderbetreuung 
 

Die Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach/ Tržna občina Železna Kapla-Bela 
fordert den Kindergartenreferenten des Landes Kärnten, 

Landeshauptmann Gerhard Dörfler, auf: 
 

 
a) ein klares Bekenntnis zur Vereinbarung von Beruf und Familie und ein Bekenntnis 

zur Wichtigkeit der vorschulischen Bildung abzugeben, um allen Kindern die 
gleichen Startbedingungen und Bildungschancen zu ermöglichen, 

b) die finanziellen Verschlechterungen im neuen Kinderbetreuungsgesetz für 
Kindergärten und Horte rückgängig zu machen, 

c) die Einrichtung der Kinderbetreuung und Schaffung von Betreuungsplätzen der  
0 – 3-Jährigen im Sinne der EU-Zielvorgabe, Barcelona Ziele, (Versorgungsgrad mit 
Betreuungsplätzen für unter 3-Jährige von mindestens 33 Prozent) auch von der 
Landesseite verstärkt finanziell zu fördern, 

d) eine gerechte Förderung nach dem Kindergarten- und dem Jugendwohlfahrtsgesetz 
für alle Kärntner Städte und Gemeinden sicherzustellen, 

e) Betreuungseinrichtungen, die im Sinne berufstätiger Eltern auch während der 
Sommerferien länger geöffnet haben, verstärkt zu fördern,  

f) sich dafür einzusetzen, dass auch jede bauliche Neuerrichtung von 
Kinderbetreuungsplätzen vom Land gefördert wird. 

 

Einstimmig wird diese Resolution beschlossen. 
  

 
7. Antrag gem. § 41 Abs. 3 K-AGO; 
    Senkung der Mautgebühren für die Bad Eisenkappler  
    Bevölkerung 
 

Berichterstatter: Vizebgm. Ing. Helmut Malle 
 
Die SPÖ-Gemeinderäte Dr. Andreas Jerlich, Evelin Pircer, Harald Persche und 
Elisabeth Lobnik haben in der Sitzung des Gemeinderates vom 07. Juli 2011 
nachstehenden Antrag eingebracht:  
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Aufgrund des Vertrages mit der Genossenschaft ist rechtlich eine Senkung der 
Mautgebühren nicht möglich, sehrwohl besteht jedoch die Möglichkeit eines 
Nachlasses für die Benützung der Mautstraße durch eine externe Finanzierung.  
 
Selbstverständlich kann jeder Gemeindemandatar auf freiwilliger Basis Geld in den 
Topf einzahlen. Bis dato befindet sich in diesem Topf ein Betrag in der Höhe von € 
200,00. Dieser Beitrag wurde vom LHStv. Peter Kaiser sowie Herrn Vizebgm. Ing. 
Helmut Malle eingezahlt. Im Antrag ist auch von einer Spende der Veranstalter der 
diesjährigen Maibaumversteigerung die Rede. Diesbezüglich muss jedoch angemerkt 
werden, dass bis dato noch keine Einzahlung erfolgt ist.   
 
Aus Sicht der Gemeindekasse sollte aber die  Abwicklung  technisch nicht zu 
aufwendig sein. Auch die Art der Durchführung müsste noch genauer besprochen 
werden.   
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VizeBgm Adolf Woschitz: Jeder Gemeinderat kann sein Geld verteilen, wie er selbst 
will. Dafür benötigen wir keinen Gemeinderatsbeschluss. Wir werden daher dem 
Antrag nicht zustimmen. 
 
VizeBgm Ing. Helmut Malle erklärt, wie sein Antrag nach seiner Meinung einfach und 
unbürokratisch abgewickelt werden kann. Die Gemeinde könnte in einer 
Gemeindezeitung einen Gutschein drucken, mit welchem der Bürger bei der Gemeinde 
oder im Büro der Tropfsteinhöhlen ein Mautjeton mit einer 50 %igen Ermäßigung 
erhält. Bei Eintausend Haushalten kann man davon ausgehen, dass etwa die Hälfte 
einmal im Jahr auf die Hochobir fährt. So würde dies Kosten in der Höhe von             
€ 1.500,00 verursachen, die von den Gemeinderäten finanziert werden könnten. Für 
den einzelnen Bürger/Bürgerin wäre dies eine große Hilfe.  
 
GR Hans Georg Lopar: Wir haben bereits 2010 einen Antrag gestellt und wollten 
damit den Hochobir für die Eisenkappler mautfrei gestalten. Daher verstehe ich nicht, 
warum Herr Woschitz nunmehr wieder dagegen ist.  
 
GR. Franz Kummer: Wir zahlen unsere Sitzungsgelder zur Gänze in den Sozialtopf 
ein. Deswegen können wir dem Antrag nicht zustimmen, weil kein Sitzungsgeld mehr 
vorhanden ist.  
 
GR. Gabriel Hribar: Ich halte nichts vom Gießkannenprinzip. Der Sozialtopf ist viel 
sinnvoller und kann bei Notfällen mehr als nur mit € 3,00 unterstützen. Außerdem 
wurde ja sowieso vereinbart, dass die Hochobirstraße viermal im Jahr für alle offen 
ist.  
 
GR. Christian Varch: Es ist jedem überlassen, ob er bereit ist dafür etwas einzuzahlen. 
Wir werden es tun.  
 
Bgm. Franz Josef Smrtnik: Die SPÖ hat den Antrag am 7.7.2011 gestellt und wollte 
das Sitzungsgeld dafür spenden. Bis dato wurde von keinem das Sitzungsgeld dafür 
eingezahlt. Heuer haben wir an sechs Tagen die Hochobirstraße geöffnet. Das waren 
der Kirchtag am Hochobir, der Kirchtag am Potschulasattel, der Almauftrieb, der 
Valentin Polansek Pohod, die Sonnwendfeier und der 9. Oktober. Ich selbst habe 10 
Jetons gekauft und verteile sie an Personen, die dies unbedingt benötigen.   
 

Antrag: 
 
Der Finanz- und Wirtschaftsausschuss stellt im Wege des Gemeindevorstandes an den 
Gemeinderat den Antrag,  die Gemeinderäte der anderen Fraktionen mögen dem 
Beispiel der SPÖ-Fraktion zum Wohle der Bevölkerung Bad Eisenkappels folgen und 
dem Antrag der SPÖ zustimmen.   
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Der Antrag wurde abgelehnt. 
Gegenstimmen: GR. Dr. Merkač, GR Kummer;   GR Zupanc; GR Hribar; GR Orasche; GR Ošina; GR 
Wutte; GR Woschitz; GRin  Hiessberger; Bgm. Smrtnik 
 
 
  

8. Antrag gem. § 41 Abs. 3 K-AGO; 
Austausch des Kleinlöschfahrzeuges (KLF)der FF Rechberg 
 

Berichterstatter: Vizebgm. Ing. Helmut Malle 
 
Der SPÖ-Gemeinderat und Vizebgm.  Ing. Helmut Malle hat in der Sitzung des 
Gemeinderates vom 07. Juli 2011 nachstehenden Antrag eingebracht:  
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Beim Landesfeuerwehrverband wurde eine terminliche Verschiebung der Anschaffung 
beantragt. Gleichzeitig wurde beim Gemeindereferenten  LR Martinz ein Ansuchen  
um außerordentliche Finanzierung und um Bekanntgabe eines Gesprächstermines  
angesucht. Dabei wurde nicht nur das Fahrzeug für  die FF Rechberg oder auch der 
Unimog für die FF Eisenkappel sondern auch das Schulzentrum  sowie die restlichen 
Vorhaben  laut des Gemeinderatsbeschlusses im Rahmen des mittelfristigen 
Finanzplanes angesprochen, weil ein Gesamtkonzept bis 2015 aufgestellt werden muss 
und nur eine Gesamtlösung sinnvoll erscheint.   
 

 
 
GV Harald Kogelnik: Ich möchte einen Nachdenkprozess in Gang bringen. Wie lange 
wird sich die Gemeinde noch zwei Feuerwehren leisten können? Innerhalb von nur     
5 km gibt es drei Feuerwehren. 
 
Mit einer Gegenstimme wird dieser Antrag beschlossen. 
Stimmenthaltung: GV Kogelnik 
 
 
 
 
9. Antrag gem. § 41 K-AGO;  
Benutzbarkeit WC-Anlagen Aufbahrungshalle 
 

Berichterstatter: Bgm. Franz Josef Smrtnik 
 
Die Gemeinderäte Ošina, Orasche und Hribar haben in der letzten Sitzung des 
Gemeinderates folgenden Antrag eingebracht: 

Antrag: 
 
Der Finanz- und Wirtschaftsausschuss stellt im Wege des Gemeindevorstandes an 
den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat möge den Antrag der SPÖ 
Gemeinderäte zustimmen. 
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Die Aufbahrungshalle ist im Eigentum der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach und 
wurde vom Gemeinderat der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach an den 
Bestattungsunternehmer Engelbert Mischitz verpachtet.  
 
Die WC-Anlagen befinden sich im südlichen Teil des Gebäudes. Dieser Teil wird 
nicht beheizt – auch befindet sich keine Zentralheizung im Gebäude. Das WC kann 
mit Elektrostrahlern beheizt werden. Diese Räumlichkeiten müssten den ganzen 
Winter durch zumindest Frostsicher beheizt werden. Bei der Neuerrichtung der 
Zuleitung sind auch im Gebäudeinneren die Leitungen zu erneuern bzw. tiefer zu 
legen.  
 
Rechtlich gibt es keine Möglichkeit die Kosten auf den Mieter umzuwälzen. Die 
Investitionen müsste die Gemeinde tätigen und der Mieter müsste trotzdem die 
Zustimmung zur Öffnung geben.  
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Bisher wurde das Problem insofern gelöst, dass die Caritas die Zustimmung gab, dass 
bei Begräbnissen die WC-Anlagen vom Altersheim benützt werden können. In letzter 
Zeit werden auch Aufbahrungen in der Kirche vorgenommen. Hier wurde das WC 
neben der Kirche benützt.  
 
 

 
 
Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 
 

 

 

10. Antrag gem. § 41 K-AGO; Atomfreier Strombezug 
 

Berichterstatter: Bgm. Franz Josef Smrtnik 
 
 
Dieser TO-Punkt wurde von der Tagesordnung abgesetzt! 
 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, den Tagesordnungspunkt 10. 
„Antrag gem. § 41 Abs. 3 K-AGO; Atomfreier Strombezug“ von der 
Tagesordnung abzusetzen, zumal dieser  Antrag vom 
Gemeindevorstand zurückgestellt wurde und irrtümlich auf der 
Einladung landete.   
  

Antrag: 
 
Der Gemeindevorstand stellt den Antrag, der Gemeinderat möge dem Antrag der 
EL Gemeinderäte zustimmen.  
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11. Örtliches Entwicklungskonzept (ÖEK) 
 

Berichterstatter: Vizebgm. Ing. Helmut Malle 
 
Im Juni des Jahrs 2009 hat der Gemeinderat der Marktgemeinde 
Eisenkappel-Vellach die Vergabe der Ausarbeitung des neuen örtlichen 
Entwicklungskonzeptes nach dem Kärntner Gemeindeplanungsgesetz 1995 
an das Büro Kavalirek Consulting ZT-GmbH beschlossen. Im Sommer 
erfolgten die Bestands- und Grundlagenerhebung sowie die 
Gemeindeanalyse. Im Herbst 2009 wurden ein räumliches Konzept und 
ein erster Entwurf erarbeitet.  
 
In Zusammenarbeit mit der Gemeinde und den betroffenen 
Grundeigentümern und Tourismusbetrieben sowie mit dem 
Gemeindevorstand und den einzelnen im Gemeinderat vertretenen 
Fraktionen wurde ein erster Entwurf erstellt. Innerhalb der 
Kundmachungsfrist vom 12.10.2010 bis 09.11.2010 wurde dieser Entwurf 
im Rahmen einer Bürgerversammlung am 03.11.2010 der Bevölkerung 
vorgestellt.  
 
Nach der ersten Kundmachung hat die Gemeinde in Erfahrung gebracht, 
dass in Bezug auf die geplante Errichtung eines Windparks auf der Petzen 
eine oberstgerichtliche Entscheidung eines ähnlichen Falles vorliegt. 
Demnach können Widmungen für einen Windpark nur beschlossen 
werden, wenn der betreffende Ort für die Errichtung parzellengenau im 
örtlichen Entwicklungskonzept dafür vorgesehen ist. Dies wurde dem 
Gemeindevorstand berichtet und vom Gemeindevorstand auch 
entschieden, die entsprechende Adaption im örtlichen 
Entwicklungskonzept vorzunehmen.  
 
In Absprache mit der ehemaligen Abteilung 20 – Landesplanung, der 
ehemaligen Abteilung 3 – Gemeinden sowie der ehemaligen Abteilung 15 
– Umwelt wurde vom Büro Kavalirek Consulting ZT-GmbH in Kooperation 
mit der Gemeinde das örtliche Entwicklungskonzept gänzlich überarbeitet 
und die notwendigen für den Windpark erforderlichen Einbauten 
vorgenommen.  
 
Da dadurch das örtliche Entwicklungskonzept wesentlich geändert wurde, 
war auch eine neuerliche Kundmachung notwendig. Diese erfolgte in der 
Zeit von 15.2.2011 bis zum 15.3.2011. Die im Gemeinderat vertretenen 
Gemeinderatsfraktionen erhielten eine Ausfertigung dieses Entwurfes. 
 
Innerhalb der Kundmachungsfrist sind nachstehende Stellungnahmen 
abgegeben worden: 
 
 
 
 
 



Niederschrift der GR Sitzung     Zahl: 1950-0/2011 Seite 22 
 

A) Bezirkshauptmannschaft Forstwirtschaft  
 
Allgemein wird festgestellt, dass bei einer allfälligen Verwendung von 
Waldboden zu anderen Zwecken, eine Rodungsbewilligung erforderlich ist.  
 
Bei Flächenwidmungsplanänderungen, wo Waldflächen angrenzen, muss 
beachtet werden, dass bei einer allfälligen Bebauung ein entsprechender 
Sicherheitsabstand zum Wald eingehalten werden muss. 
 

B) Straßenbauamt Wolfsberg 
 
Keine Einwände 
 

C) Abteilung 20 – Landesplanung Naturschutz 
 
Nach der Darstellung der Naturschutzgebiete und der angrenzenden 
Natura-2000 Gebiete und der Feststellung, dass sämtliche verfügbare 
Daten in den Umweltbericht eingearbeitet worden sind wurde folgende 
Stellungnahme abgegeben: 
 
Sowohl das Natura 2000-Gebiet VellacherKotschna als auch das 
Naturschutzgebiet Trögener Klamm sind im Zuge der Erstellung des ÖEK 
berücksichtigt worden. Es erfolgen keine baulichen Erweiterungen im 
Nahbereich dieser Gebiete. Negative Auswirkungen auf diese Gebiete 
durch Planungen des ÖEK sind auszuschließen.  
 
Im vorliegenden Entwurf zum ÖEK sind als Leitfunktion 2 die verstärkte 
Nutzung der Rohstoffpotenziale (Biomasse/Holz, Geothermie, Wasserkraft, 
Sonne, Windkraft, Trinkwasser, Nutzung des Energieeinsparpotenzials 
etc.) angeführt worden. Diesbezüglich wird aus fachlicher Sicht 
insbesondere der Ausbau der Wasserkraft sowie der geplante Windpark 
Petzen kritisch zu hinterfragen sein: 
 
Im vorliegenden Entwurf zum ÖEK werden erhebliche 
Umweltauswirkungen auf das Ökosystem Fließgewässer, das 
Landschaftsbild, den Erholungswert, die touristische Nutzung der 
Fließgewässer für die Fischerei als „potenziell möglich“ korrekt dargestellt. 
Für den Ausbau der Wasserkraft ist jedoch keine Widmungserfordernis 
gegeben und können konkrete Aussagen zur Umwelterheblichkeit je nach 
eingereichten Projekten erst im Rahmen der behördlichen 
Bewilligungsverfahren getätigt werden.  
 
Zur geplanten Errichtung eines Windparks auf der Petzen ist fachlich 
festzustellen, dass eine erhebliche Umweltbeeinträchtigung sehr 
wahrscheinlich ist. Dies wurde im Umweltbericht auch so dargestellt. 
Alleine schon durch die sensible Lage des geplanten und planlich 
dargestellten Standortes in der Alpinzone (an das slowenische Natura 
2000-Gebiet – Vogelschutzgebiet – angrenzend), das Karst- und 
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Wasserschongebiet auf der Petzen, die Erholungsfunktion des 
Landschaftsraumes, die Fernwirkung der Anlage und weiterer wesentlicher 
Parameter wird eine wesentliche Beeinträchtigung anzunehmen sein. Die 
räumliche Festlegung des Standortes im ÖEK steht schon gemäß Plan 01 
(Funktionale Gliederung) im Widerspruch zum ebenfalls verorteten 
Wasserschongebiet (Kernzone) Petzen und zu dem planlich dargestellten 
naturräumlichen Vorranggebiet (erhobene Biotope des 
Naturwissenschaftlichen Vereines). Die tatsächlichen Auswirkungen auf die 
einzelnen naturschutzfachlich relevanten Schutzgüter, den Naturhaushalt 
und das Landschaftsbild können jedoch – nach Feststellung der 
grundsätzlichen Standorteignung – erst nach Vorliegen eines 
Einreichprojektes mit sämtlichen Detailinformationen abgeschätzt werden.  
 
Die Entflechtung von Wohn- und Gewerbestandorten sowie eine im 
Vergleich zum ÖEK 1993 neu geordnete touristische Entwicklung im 
Bereich „Koprein-Petzen-Luschaalm“ ist prinzipiell zu begrüßen und 
widerspricht nicht grundsätzlich den Intentionen des fachlichen 
Naturschutzes.  
 
Über die ex-lege geschützten Feuchtstandorte hinaus existieren jedoch 
auch noch weitere seltene, geschützte oder gefährdete Biotoptypen, die 
gemäß § 9 Abs. (2) lit. C des K-NschG. 2002 sensible Bereiche darstellen 
(z.B. zahlreiche Streuobstwiesen, Feldgehölze, Magerrasen etc.). Im 
Eingriffsfall wird bei der Neuerstellung des Flächenwidmungsplanes bzw. 
Teilbebauungsplanes grundsätzlich darauf zu achten sein, dass die 
geplanten Siedlungserweiterungen oder touristische Erschließungen nicht 
auf Kosten von Biotopflächen erfolgen. Im Einzelfall wird daher zu prüfen 
sein, ob und in welchem Maße ein konkretes Vorhaben aufgrund seiner 
spezifischen Ausführung Auswirkungen auf das Landschaftsbild, den 
Charakter des betroffenen Landschaftsraumes oder auf wesentliche 
Bestände von seltenen gefährdeten Tier- und Pflanzenarten oder 
Biotoptypen hat.  
 
Abschließend wird noch darauf hingewiesen, dass das ÖEK einen gewissen 
Abstraktionsgrad aufweist und eine naturschutzfachliche Beurteilung 
ebenfalls in dieser Maßstäblichkeit erfolgt ist. Das bedeutet, dass eine 
prinzipielle naturschutzfachliche Zustimmung einer bestimmten 
konzeptuellen bzw. strategischen Entwicklung im Rahmen des ÖEK’s im 
Gemeindegebiet von Eisenkappel-Vellach dennoch im konkreten Fall 
entsprechend dem Kärntner Naturschutzgesetz 2002 einer Bewilligung 
bedürfen kann.  
 
Der vorliegende Umweltbericht bzw. das örtliche Entwicklungskonzept der 
Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach kann aus der Sicht des fachlichen 
Naturschutzes anerkannt werden und es werden unter Berücksichtigung 
der oben genannten Vorbehalte, die jedoch konkrete Pläne und Projekte 
betreffen, seitens des fachlichen Naturschutzes keine Einwände dagegen 
erhoben.  
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D) Abteilung 15 – Umwelt 
 
In der Präambel der Stellungnahme der Abteilung 15 werden Teile des 
ÖEK zitiert sowie die geschützten Bereiche aufgezählt. Zusammenfassend 
wird danach aus der Sicht der Umweltstelle mitgeteilt, dass dem ÖEK 
grundsätzlich zugestimmt werden kann. Es wird aber dennoch auf die 
Konfliktsituation zwischen Wohnen und Gewerbe beim Gewerbestandort 
Blasnitzen hingewiesen, bei dem Nutzungskonflikte bestehen. 
Erweiterungen des Gewerbegebietes sind nur nach Eliminierung dieser 
Nutzungskonflikte möglich.  
 
Generell ist bei Erweiterungen von Wohn-, Tourismus- bzw. 
Gewerbegebieten auf die Einhaltung der widmungsgemäßen Grenzwerte 
zu achten und die im ÖEK 2011 festgesetzten Bebauungskonzepte und 
Bebauungsplanungen umzusetzen, um mögliche Konfliktsituationen zu 
vermeiden.  
 

E) Michaela Piuk – Einwand/Anregung gegen das örtliche 
Entwicklungskonzept (ÖEK) 
 

Die Marktgemeinde Bad Eisenkappel – Vellach hat den Entwurf des 
örtlichen Entwicklungskonzeptes bis 15.3.2011 öffentlich kundgemacht. 
 
Gemäß den gesetzlichen Bestimmungen des Gemeindeplanungsgesetzes 
hat jedermann das Recht Anregungen und Einwendungen zu diesem 
Entwurf innerhalb der offenen Frist einzubringen. 
 
Der gegenständliche, für mich maßgebliche Bereich, ist das ehemalige 
Industriegebiet und die nähere Umgebung der ehemaligen Papierfabrik 
Rechberg. 
 
Gegen das kundgemachte ÖEK wird zu den in der planlichen Beilage des 
ÖEK dargestellten Punkten 16 und 17 der nachfolgende Einwand erhoben 
und eine Anregung abgegeben: 
 
Unter den Punkten 16 und 17 ist in den Erläuterungen ausgeführt: 
 
Keine Erweiterung der Wohnfunktion im Bereich der Gewerbezone 

(Auslagerung der Wohnfunktion anstreben) 
 
Gegen diese Festlegung und Zielvorstellung erhebe ich den Einwand, dass 
die von mir in Anspruch genommene Wohnfunktion (mein Wohnhaus 
Blasnitzen 13), ausgewiesen unter Punkt 16, baurechtlich völlig korrekt zu 
Stande gekommen ist. 
 
Allerdings hat die Marktgemeinde es verabsäumt zumindest im 
Zuge der Neuerstellung des Flächenwidmungsplanes auch eine 
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widmungsgemäße Korrektur im Bereich der Grundstücke 514/3 
und 350/2 der KG Blasnitzen vorzunehmen.  
 
Nachfolgend sind die Gründe für meinen Anspruch auf eine Änderung des 
örtlichen Entwicklungskonzeptes und damit auch einer 
Widmungsänderung angeführt: 
 

• Seit 1995 bin ich Alleineigentümerin der gegenständlichen 
Liegenschaft und stand zu diesem Zeitpunkt und in  keiner Weise 
mit dem damaligen Unternehmen meines Vaters in Verbindung 
(siehe Beilage – Grundbuchsauszug aus 1997) 

• aus diesem Grundbuchsauszug ist auch ersichtlich, dass ich einen 
Schenkungs- und Pflichtteilsverzichtsvertrag mit Datum vom 
27.07.1995 für Bernhard Piuk und Ingeborg Piuk abgegeben habe. 

• damit war der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach seit 1995 
bekannt, dass das gegenständliche Wohnhaus auf der Parzelle 350/2 
in keinem Zusammenhang mit dem südlich gelegenen, damals noch 
als Bauland – Industriegebiet ausgewiesenen Flächen-stand. 

• in den 90er Jahren wurden alle bis dahin als betriebseigenen 
Wohnungen / Wohnhäuser genutzten Objekte verkauft und in 
weiterer Folge auch eine Widmungsänderung in Bauland – 
Dorfgebiet im Zuge der Neuerstellung des Flächenwidmungsplanes 
2000/2001 vorgenommen. 

• Bei der Neuerstellung des Flächenwidmungsplanes im Jahre 
2000/2001 wurde ich als Grundeigentümerin nicht von der 
durchgeführten Änderung der Widmung in Kenntnis gesetzt. So 
konnte ich auch meine Rechte, wie sie mir in im 
Gemeindeplanungsgesetz zugesichert sind, nicht wahrnehmen. 

• es ist gemäß den Bestimmungen im derzeit gültigen 
Gemeindeplanungsgesetz nicht zulässig, daß im Gewerbegebiet 
Wohnobjekte bestehen – hier hätte schon bei der Planung von 
Amtswegen die Widmung Bauland – Dorfgebiet im Bereich meiner 
Grundstücke festgelegt werden müssen. 

 
 

Sehr wohl hat eine Widmungsänderung bei den Grundstücken 
367/17 und 367/14 von ursprünglich Bauland – Industriegebiet in 
Bauland – Dorfgebiet stattgefunden. 
 
Darüber hinaus gibt es weitere Liegenschaften, die ebenfalls zum 
Besitzstand der Industrieanlage gehörten und diese sehr wohl eine 
Widmungsänderung bei der Neuerstellung des 
Flächenwidmungsplanes erfahren haben und nunmehr als Bauland – 
Dorfgebiet ausgewiesen sind. Insgesamt wurden Grundstücke auf 
denen sich 7 Wohnobjekte befinden einer Widmungsänderung durch 
den Gemeinderat unterzogen, meine Liegenschaft jedoch als 
Bestandteil des Gewerbegebietes belassen.  
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• schließlich möchte ich noch darauf verweisen, dass ein Verkauf der 

ursprünglichen Betriebswohnungen ohne Zustimmung der Firma 
Piuk nicht möglich gewesen wäre, da die Wasserversorgung all 
dieser Objekte aus der damaligen betriebseigenen 
Wasserversorgungsanlage sichergestellt war. 

 
• alle diese Umstände sind der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach 

selbstverständlich bekannt gewesen, da sie auch als Baubehörde 
mehrere Baubescheide für ein Wohnhaus erlassen hat. 
Der Ordnung halber werden hier die nachfolgenden Bescheide 
taxativ aufgezählt: 
 
* Um- und Zubau des bestehenden Wohnhauses 
 Bescheid vom 31.12.2006 Zahl 1316-206 
 
* Um- und Innenausbau beim bestehenden Wohnhaus  
 Errichtung eines Wirtschaftsgebäudes sowie einer     
Grundstückseinfriedung vom  25.09.1995   Zahl 4294-7/95 

 
 
Darüber hinaus wird festgestellt, dass die Parzellenstruktur im 
derzeit rechtskräftigen Flächenwidmungsplan falsch ist, da die in 
meinem Eigentum befindliche Parzelle 514/3 im 
Flächenwidmungsplan gar nicht existiert und so der völlig falsche 
Eindruck entsteht, dass mein Grundstück Bestandteil des 
Gewerbegebietes ist 
 
 

F) Firma Alpswind vertreten durch die Rechtsanwälte GmbH, Herrn 
Mag. Michael Mendel 

 
Ich darf bekanntgeben, dass uns die Alpswind GmbH mit ihrer 
rechtsfreundlichen Vertretung beauftragt und entsprechend bevollmächtigt 
hat. 
 
Namens unserer Mandantin nehme ich Bezug auf die Kundmachung vom 
3.2.2011, ZI 0323-7/2011, mit der der Entwurf einer Neuerstellung des 
Örtlichen Entwicklungskonzepts (ÖEK) gemäß § 2 Abs. 8 K-GplG zur 
allgemeinen Einsicht aufgelegt wurde. Gemäß § 2 Abs. 4 K-GplG, auf den 
diese Bestimmung verweist, ist innerhalb der Auflagefrist jedermann, der 
ein berechtigtes Interesse glaubhaft macht, berechtigt, schriftliche 
Vorschläge zum Entwurf des örtlichen Entwicklungskonzeptes zu erstatten. 
 
Unsere Mandantin verfolgt, wie amtsbekannt ist, das Projekt „Energiepark 
Petzen“, in dessen Vorbereitung sie bereits erhebliche finanzielle Mittel 
investiert hat.  
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Dieses Vorhaben dient den Zielen der Kärntner Energieleitlinien 2015, und 
zwar einer erhöhten Nutzung der erneuerbaren Energien in Kärnten 
(S10). 
 
Die Feststellung geeigneter Flächen für die Windkraftnutzung soll gemäß 
den Kärntner Energieleitlinien 2015 im Einzelfall geprüft werden (S14). 
Daher kommt der örtlichen Raumplanung, die sich auf konkrete Standorte 
bezieht besondere Bedeutung zu. Vor diesem Hintergrund hat unsere 
Mandantin ein berechtigtes Interesse, im gegenständlichen Verfahren 
angehört zu werden.  
 
Der vorliegende Entwurf sieht vor, dass im Flächenwidmungsplan eine 
Widmung für Windkraftanlagen festgelegt werden darf, dies allerdings 
unter restriktiven Voraussetzungen („Nachweisen für das konkrete 
Projekt“, vlg. Pkt 3.5 und 4.8.2). 
 
Dazu ist aus Sicht unserer Mandantin anzumerken, dass derartige 
Einschränkungen überschießend und rechtlich nicht gedeckt sind. Ein 
konkretes Projekt ist nämlich weder Gegenstand des ÖEK noch des 
Flächenwidmungsplans im Übrigen in den gesetzlich geregelten Fällen ein 
Umweltbericht iSd 2. Abschnitt des Kärntner Umweltplanungsgesetzes zu 
erstellen und ein entsprechendes Verfahren durchzuführen ist – vgl § 3 lit 
c K-UPG). Diese Planungsakte beziehen sich auf die grundsätzliche 
Eignung des Standorts, bestimmten Nutzungen zu dienen. Die 
Umweltauswirkungen eines konkreten Projekts sind hingegen in den 
nach den einschlägigen Verwaltungsvorschriften vorgeschriebenen 
Genehmigungsverfahren zu prüfen. 
 
Eine Selbstbindung des Gemeinderats, den Flächenwidmungsplan erst 
dann abzuändern, wenn Verfahren allgemeiner staatlicher Behörden mit 
einer positiven Genehmigungsentscheidung abgeschlossen wurden, 
widerspräche der Zuordnung der örtlichen Raumplanung in dem 
Wirkungsbereich der Gemeinde (§32 Abs. 1 K-GplG). 
 
Überdies wird durch eine solche Einschränkung eine überflüssige 
Doppelgleisigkeit behördlicher Prüfungen bewirkt, da das Vorhaben 
ohnedies nur dann umgesetzt werden kann, wenn alle erforderlichen 
Genehmigungen vorliegen.  
 
Ich darf daher namens unserer Mandantin folgende Formulierung 
vorschlagen. Diese entspricht dem Planungsziel der Gemeinde, eine 
Widmung für eine Windkraftanlage erst dann auszuweisen, wenn die 
Auswirkungen dieser Widmungsmaßnahme, die auf raumplanerischer 
Ebene zu klären sind, ausreichend geprüft wurden. Es wird aber die 
rechtliche Trennung zwischen dem ÖEK und dem Flächenwidmungsplan 
einerseits und dem projektbezogenen Genehmigungsverfahren 
andererseits beachtet: 
 



Niederschrift der GR Sitzung     Zahl: 1950-0/2011 Seite 28 
 

Der Standort Petzen wird als grundsätzlich geeignet für die Errichtung 
eines Windparks eingestuft, wobei gegebenenfalls im Verfahren zur 
Änderung des Flächenwidmungsplans nach durchgeführter Umweltprüfung 
eine vertiefende Prüfung anzustellen ist. 
 
Diese hat sich auf die spezifischen Auswirkungen der 
Widmungsmaßnahme, die sich aufgrund der exponierten Lage ergeben, zu 
beziehen. Dabei sind bestehende Schutzgebiete, die nach 
naturschutzrechtlichen, wasserrechtlichen und sonst in Betracht 
kommenden Vorschriften ausgewiesen wurden, sowie 
Planungsmaßnahmen nach anderen Rechtsvorschriften (z.B. 
Waldentwicklungsplan) zu berücksichtigen. Ebenso sind Aspekte, die für 
den Standort sprechen (besondere Lagegunst) zu erheben und zu 
bewerten. 
 
Die Prüfung eines konkreten Projekts und seiner Auswirkungen auf die 
berührten Schutzgüter erfolgt hingegen nicht im Rahmen der örtlichen 
Raumplanung, sondern auf der Ebene der behördlichen 
Bewilligungsverfahren. Insbesondere sind die Auswirkungen eines 
Vorhabens auf das Landschaftsbild, auf das Gefüge des Haushaltes der 
Natur im betroffenen  Lebensraum und auf den Charakter des betroffenen 
Landschaftsraumes Gegenstand des naturschutzbehördlichen 
Bewilligungsverfahrens (§9 Abs 1 K-NSG). 
 
Ich ersuche namens unserer Mandantin höflich um Berücksichtigung und 
verbleibe … 
 

 
G) Abteilung 3 Kompetenzzentrum Landesentwicklung und Gemeinden 

 
In Anlage wird die abschließende fachliche Stellungnahme zum „Neuen 
ÖEK“ der MG Eisenkappel-Vellach, Tržna občina Železna Kapla-Bela, 
übermittelt. Diese lautet wie folgt: 
 
 

Abschließende Stellungnahme 
 
 
Die vorliegenden Unterlagen gestatten eine abschließende Stellungnahme 
aus Sicht der Fachabteilung zum vorgelegten Entwurf des ÖEK´s der MG 
Eisenkappel-Vellach. Die Beurteilungsgrundlagen sind der eigentliche 
Entwurf, die Ergänzungen vom März 2011 und der darin aufscheinende 
Umweltbericht zum Thema Wasserkraft und Windpark, die 
Stellungnahmen der Umweltstellen sowie der Forstwirtschaft und des 
Straßenbauamtes, aber auch die beiden Einwendungen sowie die 
Stellungnahmen des Ortsplaners dazu. 
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Basis der Überarbeitung und letztendlich Neuauflage des ÖEK´s der MG 
bildet dessen Erstausfertigung aus dem Jahr 1993. Damit war das 
damalige ÖEK eines jener der frühen Jahre, aber auch die erstmalige 
raumplanerische Basis für entsprechende Entscheidungen. Die Vorgabe, 
eine Überarbeitung jedenfalls ab einem Bestandsalter von 10 Jahren 
anzugehen, ist die Ursache der Neuauflage ebenso wie der Wunsch der 
MG, ihre raumplanerische Zielsetzung zu hinterfragen und jedenfalls der 
Zeit angepasst festzulegen. 
 
Die Überarbeitung wurde wieder einem Ziviltechniker für 
Raumplanungsangelegenheiten übertragen, der in enger Zusammenarbeit 
mit der MG, aber auch der Fachabteilungen sowie den Umweltstellen des 
Landes einen Vorentwurf erstellte, der im September 2010 fachlich 
abgenommen wurde.  Die dabei diskutierten Adaptierungen wurden in 
Folge in den Entwurf eingearbeitet, der Öffentlichkeit präsentiert und 
ebenso kundgemacht wie der dazu gehörige Umweltbericht. 
 
Das wesentlichste und offensichtlichste Unterscheidungsmerkmal zum ÖEK 
´93 ist die Darstellungsbasis, wobei der gegenwärtige Standard 
Farborthofotos zu verwenden, einen weitaus höheren Identifikations- und 
Wiedererkennungsgrad gewährleistet als die bisher verwendete 
Kartengrundlage. 
 
Wesentliche inhaltliche Änderungen gegenüber dem ÖEK ´93 bilden: 
 
    Neubewertung des Zentralität der Siedlungsbereiche, Baulandeignung, 
Nutzungseinschränkungen durch Gefährdungspotentiale und geänderte 
Umweltrahmenbedingungen und Topografie. Darauf beruht auch die 
Neufeststellung des Bauland-Potentials mit absoluten bzw. relativen 
Siedlungsaußengrenzen und deren Bewertung hinsichtlich 
Umweltauswirkungen. 
 
    Konsequente Fortschreibung von raumwirksamen Zielsetzungen im 
Bereich der gewerblichen Entwicklung im Gebiet Areal Ex-Zellstoffwerk, 
touristische Erweiterungsmöglichkeiten im Bereich des Kurzentrums sowie 
eine aktive Bodenpolitik. In Summe ist dies für die MG und hier für die 
Entwicklung auf diesen Sektoren von vorrangiger Bedeutung.  
 
     Die Festschreibung des Position als „Energieautarke Gemeinde“ war 
insbesonders eine Neuerung, die als Ideal auf Basis der vorhandenen 
Ressourcen verfolgt und umgesetzt werden sollte. Dabei ist auch der 
Gedanke eines Windparks implementiert, für den bzw. für dessen 
Widmungsverfahren im ÖEK klare Rahmenbedingungen vorgegeben 
werden. 
 
Nochmals soll betont werden, dass die Neuauflage in enger 
Zusammenarbeit mit dem Ortsplaner erfolgte. Daher wird auf die dem 
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überarbeiteten ÖEK vorangestellte Begründung verwiesen, die auch die 
grundsätzliche Intention der Fachabteilung wiedergibt. 
 
In diesem Zusammenhang ist auch auf die Beurteilung der beiden 
Einwendungen zu verweisen und diese in den Aussagen des Ortsplaners 
jedenfalls fachlich zu betätigen.  
 
Seitens der Umweltstellen des Landes, der ehemaligen Abteilung 20 – 
Naturschutz und der Abteilung 15 – Umwelt wurden abschließende  
Stellungnahmen abgegeben, die jeweils eine grundsätzliche Zustimmung 
zum ÖEK beinhalten. Für eine differenzierte Projektumsetzung werden 
dabei auch Empfehlungen formuliert, die im Anlassfall zu berücksichtigen 
sind. 
Seitens der Forstwirtschaft werden allgemeine Rahmenbedingungen für 
künftige Widmungsänderung formuliert, seitens des Straßenbauamtes 
werden keine Einwände vorgetragen. 
 
Nochmals soll aus fachlicher Sicht auf die intensiv diskutierte Frage der 
Standortidee eines Windparks auf der Petzen eingegangen  und 
festgehalten sein, dass fachliche und politische Überlegungen im Hinblick 
auf eine Entscheidung des VwGH´s zum Thema Windpark in der Gemeinde 
St. Georgen i. Lav. so gerichtet waren, der  MG Eisenkappel-Vellach nicht 
von vornherein die Möglichkeit einer Behandlung dieses Themas im 
Hinblick auf eine damit zusammenhängende Änderung des 
Flächenwidmungsplanes zu nehmen. 
Grundlage für eine Widmungsänderung muss jedenfalls das ÖEK sein, das 
jedoch selbst keine Widmung vorwegnimmt, jedoch die 
Rahmenbedingungen bzw. Vorgaben für eine Umsetzung skizziert, Dies 
scheint insbesonders  im Hinblick auf die jeweils gegebene Komplexität 
des Standortes unabdingbar.  
Komplex ist der Standort im Wesentlichen aufgrund seiner Lage und ob 
seines Umfeldes, ob seiner wahrscheinlichen Auswirkungen auf das 
Landschaftsbild, aber auch aufgrund geologischer Gegebenheiten, 
aufgrund der Thematik des Quellschutzgebietes und insbesondere 
aufgrund von absehbaren Naturschutzproblematiken. Auch muss 
festgehalten werden, dass die hier angesprochene Thematik eines 
Windparks auch einfordert, dass Zielsetzungen des Landes, insbesondere 
in energiepolitischer Hinsicht, klarzustellen sind. 
Desweiteren hat eine Zusammenfassung der Auswirkungsmatrix ergeben, 
dass von der MG im Vorfeld zu einer Widmungsänderung eine SUP 
durchzuführen ist, Hingewiesen wird darauf auch in der Prüfung des 
Umweltberichtes seitens des Fachlichen Naturschutzes und dazu 
festgehalten, dass eine erhebliche Umweltbeeinträchtigung durch die 
geplante Maßnahme sehr wahrscheinlich ist. Nochmals soll zur SUP 
festgehalten sein, dass in diese strategische Prüfung selbstverständlich 
auch alternative Standorte in der Marktgemeinde zu untersuchen sind. 
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Insgesamt ist jedoch damit auf Basis des ÖEK´s zur Standortidee selbst 
ein quasi Rahmenfahrplan gegeben, der eine seriöse 
Widmungsabarbeitung durch die MG gestattet.  
 
Abschließend ist seitens der Fachabteilung festzuhalten, dass mit dem 
„Neuen ÖEK“ bzw ÖEK ´11 der MG eine überarbeitete Planungsphilosophie 
zur konkreten raumplanerischen Entwicklung und deren 
Umsetzungsvorgaben geschaffen wurde. Die MG sollte sohin mit einem 
zeitgemäßen Planwerk ausgestatte sein, das aufgrund seines 
Wiedererkennungswertes eine konsequente Beurteilung und Begleitung 
sowie Steuerung von Widmungsmaßnahmen gestattet. Der MG bzw. dem 
Gemeinderat wird somit die fachliche Abnahme bestätigt und eine 
Beschlussfassung empfohlen. 
 

**** 
All diese Stellungnahmen und Einwendungen wurden vom Ortsplaner 
aufgenommen, mit den zuständigen Abteilungen des Landes besprochen 
und in Übereinstimmung der Gemeinde wurde folgende Adaption bzw. 
Anregung an den Gemeinderat zum kundgemachten ÖEK-Entwurf 2011 
vom Ortsplaner abgegeben.  
 
Anregung Alpswind – vertreten durch ONZ Rechtsanwälte GmbH, Wien 
 
a) Gegen die restriktiven Auflagen für den Windpark Petzen – behauptete 
Rechtswidrigkeit…… 
 
 
b) Vorschlag von Neuformulierungen für das ÖEK wie z.B. „der Standort Petzen wird 
als grundsätzlich geeignet für die Errichtung eines Windparks eingestuft“ … 
 
Ortsplaner: 
 
Ad a – restriktiven Auflagen für den Windpark – behauptete Rechtswidrigkeit .. 
 
In der Anregung vom 15.3.2011 wird zum ÖEK-Entwurf wie folgt ausgeführt bzw. 
geschlussfolgert: „Der vorliegende Entwurf sieht vor, dass im Flächenwidmungsplan 
eine Widmung für Windkraftanlagen festgelegt werden darf, dies allerdings unter 
restriktiven Voraussetzungen – Nachweisen für das konkrete Projekt vgl. Pkt. 3.5 und 
4.8.2)“. 
Aufbauend auf diese gänzlich falsche Interpretation des ÖEK-Entwurfes erfolgen im 
Anregungsschreiben diverse Ausführungen. Faktum ist aber, dass sich die Auflagen 
im ÖEK-Entwurf Kapitel 3.5 und im Umweltbericht Kapitel 4.8.2 jeweils auf die 
Errichtung bzw. Umsetzung eines Windparks und nicht auf die Änderung des 
Flächenwidmungsplanes beziehen. Die Formulierung im ÖEK-Entwurf „Auflagen für 
eine Umsetzung der Zielsetzung/Standortidee Windpark Petzen …..Errichtung eines 
Windparks auf der Petzen, sofern …“ sind eindeutig und lassen überhaupt keinen 
Interpretationsspielraum in Richtung des Anwaltsschreibens zu. In welchen der 
nachfolgenden Verfahren, welche Abklärungen und mit welchen Detaillierungsgraden 
zu erfolgen haben ist dem ÖEK-Entwurf nicht zu entnehmen. Das ist auch nicht 
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erforderlich. Aus fachlicher Sicht sind für eine Realisierung des Vorhabens Windpark 
aber sehr wohl die im ÖEK und Umweltbericht definierten Auflagen bzw. 
Abklärungen notwendig. Aufgrund der falschen Grundannahme werden die weiteren 
Ausführungen im Anregungsschreiben nicht mehr näher betrachtet. 
 
Ad b - Formulierungsvorschlägen wie z.B. „der Standort Petzen wird als 
grundsätzlich geeignet für die Errichtung eines Windparks eingestuft“ … 
 
Entsprechend § 2 Abs. 1 K-GplG 1995 ist das ÖEK die fachliche Grundlage für die 
planmäßige Gestaltung und Entwicklung des Gemeindegebietes. Aus fachlicher Sicht 
ist die vorgeschlagene Einstufung des Standortes Petzen als grundsätzlich für die 
Windkraft geeignet nicht tragbar. Die Lage z.B. im Schutzwald, im 
Wasserschutzgebiet-Karst, im alpinen Bereich und direkt angrenzend an ein Natura-
2000-Gebiet schließt eine vorweg grundsätzliche Eignung des Standortes aus. Daher 
ist eine mögliche Realisierung des Windparks, wie im ÖEK und im Umweltbericht 
angeführt, verstärkt an diverse Nachweise/Auflagen/Abklärungen in den 
Nachfolgeverfahren gebunden. 
 
 
Abschließende Empfehlung Ortsplaner 
 
Die Anregungen der Alpswind sind, da sie auf keinesfalls zutreffende 
Annahmen aufbauen, abzulehnen. Abzulehnen sind auch die 
Formulierungsvorschläge zum Standort Windpark Petzen, da vorweg eine 
grundsätzliche Eignung des Standortes aus fachlicher Sicht nicht bestätigt 
werden kann. 
 
 
 
Anregung Michaela Piuk 
 
Erläuterung ÖEK ad Punkte 16 und 17: keine Erweiterung der Wohnfunktion in der 
Gewerbezone – Anregung Umwidmung von Bauland Gewerbegebiet in Bauland-
Dorfgebiet 
 
Ortsplaner: 
 
Die Zielsetzung im ÖEK-Entwurf 2011 nach keiner Erweiterung der Wohnfunktion im 
Bereich der Gewerbezone (Areal ehemaliges Zellstoffwerk Obir) ist fachlich korrekt 
und im öffentlichen Interesse gelegen. Die Gewerbezone verfügt über das höchste 
gewerbliche Entwicklungspotential in der Gemeinde. Die Sicherung der 
Standortpotentiale und die Vermeidung von Nutzungskonflikten sind wesentliche 
Zielsetzungen des ÖEK 2011. Eine Umkehrung der Planungszielsetzung in Richtung 
einer Erweiterung der Wohnfunktion in der Gewerbezone widerspricht gesetzlichen 
Bestimmungen. In einem Planungsinstrumentarium wie dem ÖEK ist es jedenfalls 
auch zulässig und erforderlich Lösungsansätze bei potentiellen Nutzungskonflikten 
aufzuzeigen (z.B. Erstellung Masterplan, Erstellung Teilbebauungsplan mit z.B. 
Berücksichtigung von Anrainersituationen und Festlegung von max. 
Emissionsobergrenzen). Diese Lösungsansätze gehen planerisch bis hin zum 
Vorschlag der Auslagerung der jeweils „störenden“ Funktion. In Wohngebieten sollen 



Niederschrift der GR Sitzung     Zahl: 1950-0/2011 Seite 33 
 

Gewerbebetriebe und in Gewerbezonen sollen wie gegenständlich punktuelle 
Wohnfunktionen ausgelagert werden. Die Auslagerung einer Funktion ist ein 
korrekter Fachbegriff und daher nicht negativ „belastet“.  
 
Unbeschadet der nachvollziehbaren Planungszielsetzungen des ÖEK ist 
entsprechend den baurechtlichen Bescheiden die bestehende Nutzung 
(Wohnnutzung) weiterhin und unabhängig der Widmung (z.B. wie rechtskräftig 
Bauland Gewerbegebiet) möglich. Das ÖEK hat keinen direkten Einfluss auf konkrete 
Rechtsbestände. Bei einer Abänderung des Rechtsbestandes (z.B. Widmung, 
Bebauungsbedingungen) sind im konkreten Einzelfall die öffentlichen Interessen mit 
den privaten Interessen der Betroffenen abzuklären. 
 
Empfehlung: Anregung nach Festlegung eines weiteren Dorfgebiets in der 
Gewerbezone ablehnen, da die Zielsetzungen im ÖEK nachvollziehbar und fachlich 
korrekt sind (Vermeidung von Nutzungskonflikten, Sicherung des einzigen 
Gewerbeeignungsstandortes der Gemeinde, zonale Festlegungen). Die 
Fortschreibung und Verstärkung von Nutzungskonflikten kann keine 
Planungszielsetzung sein. Der konkrete Umwidmungsantrag in Bauland Dorfgebiet 
ist im nachfolgenden Verfahren (Änderung Flächenwidmungsplan) im Detail zu 
prüfen. 
 
Mag. Christian Kavalirek 
 
Das örtliche Entwicklungskonzept in der Fassung Entwurf-Kundmachung II vom 
Februar 2011 sowie die Fassung Entwurf-Kundmachung II Ergänzungen März 2011 
bilden einen integrierten Bestandteil des Beschlusses. 
 

 
 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 
 
 

  

Antrag:  
 
Der Ausschuss für Umweltschutz und Bauwesen stellt im Wege des 
Gemeindevorstandes an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat 
möge das örtliche Entwicklungskonzept 2011 in der Fassung des 
Entwurfes – Kundmachung II inkl. der vom Ortsplaner DI Kavalirek 
aufgrund der eingelangten Stellungnahmen und Einwendungen 
erfolgten Ergänzungen März 2011 beschließen. 
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12. Facility Management; Vergaben 
 
 

 Berichterstatter: Vizebgm. Ing. Helmut Malle 
 
Die Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach hat im Vorjahr bei der Aktion der 
Gemeindeabteilung „Facility Management“ mitgemacht und hat durch die 
Firma FMA-Gebäudemanagement GesmbH die Gebäude Volksschule 
Eisenkappel, Gemeindeamt und Kindergarten einer Überprüfung 
unterzogen. Dabei wurde neben der Struktur und 
Lebenszyklusbetrachtung der einzelnen Gebäude auch die bei den 
einzelnen Gebäuden notwendigen Maßnahmen inkl. der Budgetprognose 
aufgezeigt.  
 
Die Maßnahmen erscheinen sehr sinnvoll und wurden von der Firma FMA 
mit einer Gesamtsumme von € 21.900,00 bemessen. Von Seiten der 
Gemeinde wurde der erste Teil in den Voranschlag 2011 aufgenommen 
und wurden im ersten Halbjahr die Vorbereitungen für die Umsetzung 
gesetzt. Dabei wurde festgestellt, dass die eingeholten Kostenschätzungen 
und Anbote enorm von der Schätzung durch die Firma FMA abweichen. 
Zudem ergibt sich bei der Volksschule Bad Eisenkappel die Situation, dass 
durch den geplanten Bau des Schulzentrums, nicht mehr alle 
vorgeschlagenen Maßnahmen sinnvoll erscheinen und vorerst zurück 
gestellt werden sollten.  
 
Im Bereich des Gemeindeamtes und des Kindergartens wurden im 
Rahmen der Einführung des Energiemanagementsystems mit der 
Wärmebildkamera zur Kontrolle der Fensterdichtungen, der 
Fassadenschäden und des Sockelbereiches Fotos erstellt. Mit diesen Fotos 
wurden die aufgezeigten Mängel beim Check durch die Firma FMA 
bestätigt. Zudem wurde festgestellt, dass die Sockel nicht nur gegen die 
aufsteigende Feuchtigkeit zu sanieren sind. Viel mehr sind die Sockel 
überhaupt nicht isoliert und stellen große Kältebrücken dar. Wenn die 
Fassadendämmung sowieso saniert werden soll, dann wäre auch die 
Sockeldämmung mit einzubinden.  
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Aufgrund der vorgenannten Feststellungen ergeben sich folgende Kosten: 
 

1. Volksschule Bad Eisenkappel 
 

a) Statikergutachten:     €   1.500,00 
b) kleinere Reparaturen:    €   1.000,00 
 

2. Amtsgebäude 
 

a) Fenstereindichtungen    €    8.400,00 
b) Fassaden und Sockelsanierung   €  12.000,00 

 
3. Kindergarten 

 
a) Fenstereindichtungen    €   6.700,00 
b) Regeltechnische Erneuerung   €   1.500,00 
c) Sockelsanierung inkl. Isolierung   €   8.000,00 
d) Drainagierung      €   1.000,00 

 
Gesamtkosten:        €  40.100,00 
 
All die geplanten Maßnahmen sind einerseits ökonomisch sinnvoll, weil sie 
in der ersten Hälfte des Lebenszyklus gesetzt werden und so die 
Lebensdauer der Gebäude nachhaltig verlängern und führen andererseits 
dazu, dass Folgekosten, insbesondere durch Energieeinsparungen, 
vermindert werden. 
 
In Bezug auf die Fenstereindichtungen liegen konkrete Anbote von der 
Firma Dichtungsprofi aus Eferding vor. Die restlichen Sanierungen werden 
teilweise über den gemeindeeigenen Wirtschaftshof bzw. über 
Regiearbeiten durchgeführt. Dafür liegt eine Kostenschätzung von der 
Verwaltungsgemeinschaft Völkermarkt Ing. Florian Schließer auf.  
 
Aufgrund der angespannten Budgetsituation unserer Gemeinde werden 
diese Maßnahmen nicht in Einem durchgeführt werden können. Eine 
Umsetzung wird  im Zeitraum 2011 bis 2013 erfolgen müssen. Zudem 
wurde beim Amt der Kärntner Landesregierung um Förderung aus dem 
Konjukturfonds angesucht.  
 
Die Umsetzung der Maßnahmen wird daher nur nach Maßgabe der 
vorhandenen Mittel erfolgen können. Für die Finanzierung können nur die 
Bedarfszuweisungsmittel für den außerordentlichen Haushalt im Rahmen 
herangezogen und müssen im mittelfristigen Plan ergänzt werden. 
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Vom Gemeinderat Dr. Štefan Merkač wurde folgender Zusatzantrag 
eingebracht.  
 

 
 

Antrag: 
 

Der Gemeindevorstand stellt den Antrag, die Gemeinde möge nach 
Maßgabe der vorhandenen Mittel die im Bericht angeführten 
Maßnahmen umsetzen.  
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Bgm. Franz Josef Smrtnik: Die Aufnahme in einen Voranschlag kann erst erfolgen, 
wenn das Geld dafür vorhanden ist. Ich verweise auf den Termin 3. November, an 
welchem auch dieses Vorhaben im Büro von LR Martinz angesprochen wird. 
 
Abstimmung über den Antrag des Gemeindevorstandes: 
Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 
 
Abstimmung über den Zusatzantrag GR Dr. Merkač: 
Der Zusatzantrag wurde abgelehnt. 
18 Gegenstimmen 
 
 
 
13.Michaela Piuk, 9133 Blasnitzen 13; Antrag auf Erteilung   
     einer Einzelbewilligung gem. § 14 Abs. 5 Kärntner    
     Bauordnung 1996 
 

Berichterstatter: Vizebgm. Ing. Helmut Malle 
 
Frau Michaela Piuk, wohnhaft in 9133 Miklauzhof Nr. 13 hat mit Schreiben vom 
25.7.2011 folgenden Antrag gestellt: 
 
 
Markgemeinde 
Bad Eisenkappel-Vellach 
Bauamt 
 
Bad Eisenkappel 260 
9135 Bad Eisenkappel                                                      Blasnitzen, am 25.07.2011 
 
 
 
 
Betreff:   Bauansuchen zur Errichtung eines Geräteschuppens mit Holzhütte 
  auf Parzelle 350/2 der KG Blasnitzen gem. § 14 KBO 1996 
 
 
 
Bezug nehmend auf die Vorsprache von Architekt Dipl.Ing. Richard A. Germ am 5.7.2011 
im Gemeindeamt der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach teile ich Ihnen mit, dass ich mit 
der Fortführung des Bauverfahrens gemäß § 14 Kärntner Bauordnung 1996 (K-BO 1996) 
einverstanden bin und daher den diesbezüglichen Antrag an den Gemeinderat stelle.  
 
 
Aus Gründen der Rechtssicherheit möchte ich jedoch nochmals auf vorangegangene 
Verfahren der Marktgemeinde hinweisen, die teilweise auf der Grundlage des alten 
Flächenwidmungsplanes (Bauland – Leichtindustriegebiet) und teilweise auf der 
Rechtsgrundlage des heute gültigen Flächenwidmungsplanes (Bauland – Gewerbegebiet) 
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in Baurechtsangelegenheiten durch die Marktgemeinde Bad Eisenkappel-Vellach 
entschieden wurden.  
 
So wurde von mir 1995 ein Bauantrag (Umbau des bestehenden Bürohauses in ein 
Wohnhaus) bei der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach eingereicht, wobei mich dabei 
mein Vater Bernhard Piuk als Privatperson vertreten hat und dieser damals in 9125 
Kühnsdorf wohnhaft war.  
 
Das Baugrundstück wurde von mir mit Kaufvertrag vom 27.7.1995 von der Bernhard 
PiukGes.m.b.H. erworben, wobei ich in keiner rechtlichen oder geschäftlichen Verbindung 
zur Bernhard PiukGes.m.b.H. stand. Daher handelt es sich beim gegenständlichen 
Wohnhaus und den Nebengebäuden nicht um einen Teil einer gewerblich genutzten 
Liegenschaft. 
 
Zu diesem Zeitpunkt (1995) waren die gegenständlichen Grundstücke als Bauland – 
Leichtindustriegebiet gewidmet.  
 
Weiters wurde von mir im Jahre 2006 ein Antrag auf Zu- und Umbauten an meinem 
Wohnhaus an die Marktgemeinde Bad Eisenkappel-Vellach gestellt und mit Bescheid 
1316-7/2006 vom 31.12.2006 bewilligt.  
 
Dieser Antrag wurde bereits auf der Grundlage des neu erstellten Flächenwidmungsplanes 
behandelt. In diesem Flächenwidmungsplan sind die gegenständlichen Grundstücke als 
Bauland – Gewerbegebiet ausgewiesen.  
Auch in diesem Fall kann ich darauf verweisen, dass ich in keinem rechtlichen 
Zusammenhang mit dem ursprünglichen Gewerbebetrieb, der Bernhard PiukGes.m.b.H. 
gestanden habe und dieses Objekt als rein privates Wohnhaus genutzt wird.  
 
Bei beiden Bescheiden werden Baumaßnahmen im Zusammenhang mit einem Wohnhaus 
bewilligt und es gibt keinen Hinweis auf Betriebswohnungen oder dergleichen.  
 
Abschließend möchte ich nochmals aufmeinen laufenden Umwidmungsantrag betreffend 
die Grundstücke 350/2 und 514/3 der KG Blasnitzen verweisen, da ich nach wie vor der 
Meinung bin, dass die im derzeit rechtsgültigen Flächenwidmungsplan ausgewiesene 
Widmung Bauland – Gewerbegebiet zumindest für die beiden oben angeführten 
Grundstücke rechtlich nicht richtig und anfechtbar ist, da zum Zeitpunkt der Neuerstellung 
des Flächenwidmungsplanes diese Grundstücke – wie aus den vorangegangenen 
Ausführungen ersichtlich – seit 1995 nicht mehr gewerblich genutzt werden. 
 
Schlussendlich möchte ich noch ausdrücklich darauf verweisen, das trotz diesem Antrag 
auf Erteilung der Baubewilligung nach § 14 der KBO, die von mit gegebene Anregung zur 
Änderung des Flächenwidmungsplanes vollinhaltlich aufrecht bleibt.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
Piuk Michaela eh.  
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Dazu wird von Amts wegen ausgeführt: 
 
Frau Michaela Piuk, wohnhaft in 9133 Blasnitzen 13,  hat am 5.1.2011 ein 
Bauansuchen für die Errichtung einer Gedächniskapelle sowie die Errichtung  eines 
Geräteschuppens mit Holzhütte mit einer Gesamtnutzfläche von rund 45 m²,  auf den 
Grundstücken Nr.  514/3 und 350/2, beide KG Blasnitzen,  angesucht.  
 
Die eingereichten Planunterlagen wurden dem bautechn. Amtssachverständigen der 
Verwaltungsgemeinschaft Völkermarkt zur Vorprüfung vorgelegt.  Bezüglich der 
Flächenwidmung wurde eine Stellungnahme des Amtes der Kärntner Landesregierung 
– Abteilung 3 Gemeinden  Unterabteilung Raumordnungsrecht eingeholt,  welche 
diesem Bericht beigelegt wird und einen wesentlichen Bestandteil bildet. 
 
Das Ergebnis dieser Überprüfung ergab, dass  
 

a) die Errichtung der Gedächtniskapelle im Sinne des § 5 G-PplG 1995 mit der 
Widmung Bauland – Gewerbegebiet im Einklang steht  und  

 
b) die Errichtung des gegenständlichen Geräteschuppens mit Holzhütte mit der im 

Flächenwidmungsplan ausgewiesenen Widmung Bauland – Gewerbegebiet 
auch unter Berücksichtigung der gesetzlichen Ausnahmeregelungen nicht in 
Einklang zu bringen ist.  

 
Der  Gemeinderat kann auf Antrag des Grundeigentümers die Wirkung des 
Flächenwidmungsplanes im Sinne des § 19 des Gemeindeplanungsgesetzes für 
bestimmte Grundflächen durch Bescheid ausschließen kann, um ein genau 
bezeichnetes Vorhaben raumordnungsgemäß zu bewilligen, wenn dies dem örtlichen 
Entwicklungskonzept nicht entgegensteht. 
 
Der Antrag auf Erteilung der Einzelbewilligung wurde durch vier Wochen hindurch, in 
der Zeit vom 2.8. 2011 bis 6.9.2011 ortsüblich an der Amtstafel der Marktgemeinde 
Eisenkappel-Vellach kundgemacht.  
 
Diese Kundmachung erging nachweislich an die im § 13 Abs. 1 des 
Gemeindeplanungsgesetzes 1995 genannten Personen, Ämter, Behörden und 
Einrichtungen.  
 
Ebenso wurden die Anrainer Ing. Ferdinand und Adelheid Jäger, wh. Loiblstraße 12, 
9170 Ferlach; die Firma KW Blasnitzen, 9133 Blasnitzen 9 sowie  Raika Eberndorf 
reg.Gen.m.b.H., Bahnstraße 22, 9141 Eberndorf, durch nachweisliche Zustellung der 
Kundmachung verständigt.  
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Während der Auflagefrist wurde von der KW Blasnitzen GmbH.  nachstehende 
Einwendung  eingebracht:  
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Im Übrigen werden allenfalls erforderliche Auflagen im Hinblick auf die bestehenden 
Leistungsrechte etc. im Baubewilligungsverfahren abzuhandeln bzw. zu erteilen sein.  

 
 

BESCHEID 
 
 

Über Antrag der Bauwerberin, Frau Michaela Piuk, wohnhaft in 9133 Blasnitzen 13 vom     
ergeht auf Grund des Beschlusses des Gemeinderates vom …………… und Erteilung der 
aufsichtsbehördlichen Genehmigung durch die Kärntner Landesregierung vom ……, Zahl 
……….nachstehender 
 
 

SPRUCH: 
 
 

Der Gemeinderat der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach erteilt der Bauwerberin Frau 
Michaela Piuk, wohnhaft in 9133 Blasnitzen Nr. 13, gemäß § 14 Abs. 5 der Kärntner 
Bauordnung, LGBl. Nr. 62/1996 in Verbindung mit § 14 Abs. 1 und 19 Abs. 1 des Kärntner 
Gemeindeplanungsgesetzes, LGBl. Nr. 23/1995 in der Fassung des Gesetzes, LGBl.Nr. 
134/1997 die raumordnungsmäßige Bewilligung für die Errichtung eines Geräteschuppens 
mit Holzlager gemäß dem eingereichten Projekt vom 5.1.2011, erstellt durch Herrn Arch. DI  
Richard A. Germ, Klagenfurter Straße 9 A, 9100 Völkermarkt, auf den Grundstücken Nr. 
514/3 und 350/2, KG Blasnitzen.  
 
Dieser Bescheid tritt nach dem Tage der Verlautbarung der aufsichtsbehördlichen 
Genehmigung dieses Bescheides im amtlichen Verkündblatt des Landes Kärnten in Kraft.  
 
 

BEGRÜNDUNG: 
 

Das beantragte Nebengebäude mit Holzhütte soll im Nahbereich des Wohnobjektes auf 
Parzelle Nr. 350/2, KG Blasnitzen, mit den Maßen von ca. 9,7 m x 6,2 m mit einer 
Gesamtnutzfläche von rund 45 m² (Gartengeräte, Brennholzlager und Schuppen) errichtet 
werden.  
 
Da die Errichtung des gegenständlichen Geräteschuppens mit Holzhütte mit der im 
Flächenwidmungsplan ausgewiesenen Widmung Bauland – Gewerbegebiet nicht in Einklang 
zu bringen ist, wurde von der Bauwerberin ein Antrag gemäß § 14 K-BO 1996 eingebracht.  
 
 

 

Antrag: 
 
Der Ausschuss für Umweltschutz und Bauwesen stellt im Wege über den 
Gemeindevorstand an den Gemeinderat den Antrag, dieser möge die 
Einzelgenehmigung mittels nachstehenden Bescheid für das beantragte 
Bauvorhaben durch Beschluss erteilen. 
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Der  Gemeinderat kann auf Antrag des Grundeigentümers die Wirkung des 
Flächenwidmungsplanes im Sinne des § 19 des Gemeindeplanungsgesetzes für bestimmte 
Grundflächen durch Bescheid ausschließen kann, um ein genau bezeichnetes Vorhaben 
raumordnungsgemäß zu bewilligen, wenn dies dem örtlichen Entwicklungskonzept nicht 
entgegensteht.  
 
Der Antrag auf Erteilung der Einzelbewilligung wurde durch vier Wochen hindurch, in der 
Zeit vom 2.8. 2011 bis 6.9.2011 ortsüblich an der Amtstafel der Marktgemeinde Eisenkappel-
Vellach kundgemacht.  
 
Diese Kundmachung erging nachweislich an die im § 13 Abs. 1 des 
Gemeindeplanungsgesetzes 1995 genannten Personen, Ämter, Behörden und Einrichtungen.  
 
Ebenso wurden die Anrainer Ing. Ferdinand und Adelheid Jäger, wh. Loiblstraße 12, 9170 
Ferlach, Firma KW Blasnitzen, 9133 Blasnitzen 9, Raika Eberndorf reg.Gen.m.b.H., 
Bahnstraße 22, 9141 Eberndorf , durch nachweisliche Zustellung der Kundmachung 
verständigt.  
 
Während der Auflagefrist wurde von der KW Blasnitzen GmbH. eine Einwendungen 
eingebracht, worin die Fa. KW Blasnitzen GmbH. eine nachteilige Auswirkung auf das 
„Industriegrund“ gewidmete Liegenschaft befürchtet.  
 
Da aus fachlicher Sicht eine solche Benachteiligung für das gegebene Gebiet nicht zu 
erwarten ist und zu dem vom Anrainer, der KW Blasnitzen GmbH., 9133 Blasnitzen 9,     
angegebene Grundstück nicht als Industrie- sondern als Gewerbegebiet gewidmet ist, wurde 
dem Einwand nicht Rechnung getragen.  
 
Im Übrigen werden allenfalls erforderliche Auflagen im Hinblick auf die bestehenden 
Leistungsrechte etc. im Baubewilligungsverfahren abzuhandeln bzw. zu erteilen sein.  
 
Es war daher auf Grund des vor geschilderten Sachverhaltes und des Ergebnisses des 
Ermittlungsverfahrens im Sinne der einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen spruchgemäß 
zu entscheiden.  
 
 

RECHTSMITTELBELEHRUNG: 
 

Gegen diesen Bescheid ist ein ordentliches Rechtsmittel nicht mehr zulässig. Es kann jedoch 
innerhalb von zwei Wochen nach Zustellung dieses Bescheides Vorstellung an das Amt der 
Kärntner Landesregierung erhoben werden.  
 
Die Vorstellung ist schriftlich, telegraphisch, per Telefax oder per E-Mail einzubringen. Sie 
hat den Bescheid zu bezeichnen, gegen den sie sich richtet, sowie einen begründeten Antrag 
zu enthalten.  
 
 
Mit einer Gegenstimme wird dieser Antrag beschlossen. 
Gegenstimme: GR Dr. Merkač 
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14. Eble Karin; Ansuchen um Erwerb von öffentl.  Gut 
 

Berichterstatter: Vizebgm. Ing. Helmut Malle 
 
Mit Eingabe vom 2. Mai 2011 ersucht Frau Karin Eble, 9135 Koprein Petzen 7, 
um Erwerb eines Teilstückes der öffentlichen Wegparzelle Nr. 684/3, KG Koprein 
Sonnseite 76212, im Ausmaß von ca. 80 m².  
 
Begründet wird das Ansuchen damit, dass es immer wieder zu störenden 
Verkehrssituationen (Umkehrmöglichkeit) kommt.  
 
Frau Eble wurde aufgefordert, vom Anrainer Herrn Bernd Häuser eine schriftliche 
Zustimmung zum Kauf dieses Teilstückes vorzulegen. Nunmehr wurde von Herrn 
Häuser ein Schreiben eingebracht, in dem er mitteilt, dass aus seiner Sicht dem 
Verkauf an Frau Eble nicht zugestimmt wird. Begründet wird die 
Nichtzustimmung damit, dass er in seiner Bewegungsfreiheit bei der Planung 
einer zusätzlichen Einfahrt auf sein Grundstück oder der Verlegung der bisherigen 
Zufahrt unzumutbar eingeschränkt wäre.  

 
 
Mit drei Gegenstimmen  wird dieser Antrag beschlossen. 

Gegenstimmen: GRin  Hiessberger; GR Wutte; Vizebgm. GV Woschitz 

 

Antrag: 
 
Der Ausschuss für Umweltschutz und  Bauwesen stellt an den  
Gemeindevorstand den Antrag, dieser  möge das Ansuchen der Frau Karin Eble 
aus den vorangeführten Gründen ablehnen.  
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15. Ing. Johann Muri; Auflassung eines öffentl.  

Weggrundstückes 
 

Berichterstatter: Vizebgm. Ing. Helmut Malle 
 
Bereits im Jahre 2010 hat Herr Ing. Johann Muri, 9135 Trögern 16, um 
Auflassung der öffentlichen Wegparzelle Nr. 217, KG Trögern 76222,  gestellt. 
Der Antrag wurde in der Gemeindevorstandsitzung im Juni 2010 mit der 
Begründung zurückgestellt, dass mit Herrn Ing. Muri und den angrenzenden 
Grundeigentümer eine einvernehmliche Lösung hergestellt werden soll, um so bei 
der Agrarbezirksbehörde Klagenfurt ein Flurbereinigungsverfahren zu erwirken in 
dem die Grundstücke neu vermessen und aufgeteilt werden sollen.  
 
Von dieser Vorgangsweise wurde Herr Ing. Muri von der Marktgemeinde 
Eisenkappel-Vellach verständigt. Dazu gibt Herr Ing. Muri am 28.9.2011 
nachstehende Stellungnahme ab: 
 



Niederschrift der GR Sitzung     Zahl: 1950-0/2011 Seite 47 
 

 

 
Hiezu muss nochmals darauf hingewiesen werden,  dass im Jahre 2008 für dieses 
Grundstück mit Beschluss des Oberlandesgerichtes Graz eine neue EZ eröffnet 
wurde. Im Zuge dieses Einbücherungsverfahrens hätte Herr Ing. Muri 
Einwendungen erheben können.  
Das Angebot – eine einvernehmliche Lösung mit den angrenzenden 
Grundeigentümern -  hat Herr Ing. Muri nicht angenommen.  
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Mit zwei Gegenstimmen wird dieser Antrag beschlossen 
Gegenstimmen: GR Kummer; GR Zupanc

 

 
16. Ehrung Maja Haderlap 
 

        Berichterstatter: Bgm. Franz Josef Smrtnik 
 
Die ehemalige Gemeindebürgerin Maja Haderlap hat heuer mit ihrem Buch „Engel des 
Vergessens“ den Bachmannpreis errungen. Mit diesem Buch wurde ein wertvoller 
Beitrag für das Miteinander beider Volksgruppen aber auch für das Verstehen der 
Menschen, die nach dem zweiten Weltkrieg in unserem Gebiet gelebt haben und noch 
immer leben, geleistet.  
 
Mittlerweile wurde das Buch bereits in der fünften Auflage aufgelegt. Maja Haderlap 
hat mit dieser Leistung ihren Heimatort stark aufgewertet und in diesem vieles bewegt.  
 
Am 25. November 2011 wird Maja Haderlap in Bad Eisenkappel ihre erste Lesung aus 
dem Buch „Engel des Vergessens“ abhalten. Bei dieser Lesung soll Maja eine Ehrung 
durch den Gemeinderat ausgesprochen werden. Der Gemeindevorstand hat in seiner 
Sitzung am 19.10.2011 folgende Ehrung mit 4 zu 1 Stimmen vorgeschlagen: 
 

• Überreichung einer Ehrenauszeichnung bzw. Ehrenurkunde, die  von allen 
Gemeinderäten unterzeichnet und mitgetragen wird.  

• Die Ehrenauszeichnung soll mit einem für die Maja speziell hergestelltes 
Kunstwerk von der Novak Nezika aufgewertet werden  

• Ankauf von signierten Büchern für die Gemeinde 
 

 
Vom Bürgermeister Franz Josef Smrtnik wird folgender Zusatzantrag eingebracht. Der 
Bürgermeister lädt alle Gemeinderäte dazu ein, diesen Antrag mit zu unterzeichnen 
und somit eine einheitliche Vorgangsweise zu dokumentieren.  

Antrag: 
 
Der Ausschuss für Umweltschutz und Bauwesen stellt im Wege über den 
Gemeindevorstand an den Gemeinderat den Antrag, dieser möge das Ansuchen 
des Herrn Ing. Johann Muri ablehnen.  
 

Antrag: 
 
Der Gemeindevorstand stellt an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat 
möge die Ehrung von Maja Haderlap wie im Bericht angeführt beschließen.  
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Der Zusatzantrag wird verlesen und die Sitzung wurde für fünf Minuten unterbrochen.  
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Nach der Unterbrechung berichtet der Bürgermeister, dass folgende Gemeinderäte den 
Zusatzantrag unterzeichnet haben:  
Bgm. Franz Josef Smrtnik; Vizebgm. Ing. Helmut Malle; Ošina Willi; Hribar Gabriel; 
Harald Kogelnik; Pircer Evelin; Kummer Franz; Zupanc Richard; Oraze Josef; Peter 
Koschlak; Michael Arbeitstein; Mag. Dr. Andreas Jerlich; Dr. Štefan Merkač; 
Christian Varch; Elisabeth Lobnik 
 
Weiters wurden folgende Anträge eingebracht: 
Von den Gemeinderäten Adolf Woschitz, Martina Hiessberger und Roman Wutte 
wurde folgender Abänderungsantrag eingebracht: 
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Von den GR Adolf Woschitz, Martina Hiessberger und Roman Wutte wurde folgender 
Zusatzantrag eingebracht: 
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Nach der Diskussion, die im Wesentlichen die Meinung der einzelnen 
Antragsteller widerspiegelt hat Vizebürgermeister Ing. Helmut Malle folgende 
Erklärung abgegeben: 
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Danach wurde vorerst über den Abänderungsantrag der BZÖ Gemeinderäte 
abgestimmt: 

Dieser erhielt drei Stimmen und wurde somit abgelehnt 

Gegenstimmen: Gemeinderäte der SPÖ; ÖVP; EL und GESK 
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Danach wurde über den Hauptantrag des Gemeindevorstandes abgestimmt: 

Der Antrag wurde mit 15 Stimmen angenommen: 

3 Gegenstimmen: Vizebgm. Woschitz; GR Wutte, GRin Hiessberger;  
1 Enthaltung: GR Lopar 
 
 
Nach dem Hauptantrag wurde der Zusatzantrag, welcher von 15 Gemeinderäten 
eingebracht wurde zur Abstimmung gegeben.  

Dieser Zusatzantrag wurde mit 15 Stimmen angenommen. 

4 Gegenstimmen: Vizebgm. Woschitz; GR Wutte, GRin Hiessberger; GR Lopar 

 

Zum Schluss wurde über den Zusatzantrag der BZÖ-Gemeinderäte abgestimmt. 

Dieser Zusatzantrag erhielt drei Stimmen und wurde somit abgelehnt. 

Gegenstimmen: Gemeinderäte der SPÖ; ÖVP; FPK; EL und GESK 

Aufgrund dieser Abstimmung erklärt der Bürgermeister Franz Josef Smrtnik, Frau 
Dr. Maja Haderlap zur Ehrenbürgerin der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach. 

 

 

Vor Eingehen in die Tagesordnung der nichtöffentlichen Sitzung werden noch 
folgende Anträge verlesen und zugewiesen: 

 

1. Antrag von GR Franz Kummer und GR Zupanz Richard betreffend die 
Tankstelle in Bad Eisenkappel; dieser Antrag wurde dem Finanz- und 
Wirtschaftsausschuss zugewiesen. 
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2. Antrag der Gemeinderäte Willi Osina, Josef Orasche und Gabriel Hribar 
betreffend die Verwendung der beiden Schulgebäude Leppen und Ebriach; 
dieser Antrag wurde dem Finanz- und Wirtschaftsausschuss zugewiesen. 
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17. Personalangelegenheiten 
 

        Berichterstatter: Bgm. Franz Josef Smrtnik 
 
Im Vorjahr hat der Gemeinderat der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach 
drei neue Dienstnehmerinnen aufgenommen und ihr Dienstverhältnis 
vorerst auf ein Jahr befristet. Ein Dienstverhältnis, das auf bestimmte Zeit 
eingegangen worden ist, kann auf bestimmte Zeit einmal verlängert 
werden; die Verlängerung darf zwölf Monate nicht überschreiten. Wird das 
Dienstverhältnis darüber hinaus fortgesetzt, so gilt es als vom Anfang an 
auf unbestimmte Zeit begründet.  
 
Folgende Dienstverhältnisse wurden im Vorjahr befristet beschlossen: 
 

1. Dora Kerner, Beschäftigungsausmaß von 50 % im Hort von 
13.9.2010 bis 12.9.2011 

 
2. Verena Podrecnik, Beschäftigungsausmaß von 100 % in der 

Krabbelstube von 1.9.2010 bis 31.8.2011 
 

3. Renate Hassanein, Beschäftigungsausmaß von 75 % von 
22.11.2010 bis 21.11.2011 wobei das Dienstverhältnis aufgrund 
einer Förderung über das AMS erst am 28.12.2010 begann.  Die 
Befristung läuft trotzdem am 21.11.2011 aus.  

 
 
Der Gemeinderat hat nunmehr die Möglichkeit das befristete 
Dienstverhältnis auf eine weitere mit maximal zwölf Monaten   befristete 
Zeit zu verlängern, in ein unbefristetes Dienstverhältnis  umzuwandeln 
oder das Dienstverhältnis zu lösen. 
 
Vom Amtsleiter wird berichtet, dass bei der Gemeinde Beschwerden 
hinsichtlich der Führung des Hortes vorliegen. Die Beschwerden beziehen 
sich hauptsächlich darauf, dass die Aufsicht der Kinder nicht immer 
gewährleistet ist und sich einige Kinder oft alleine im Außenbereich ohne 
Aufsicht bewegen. Wegen einer solchen Missachtung hat die Hortleiterin 
auch schon eine mündliche Verwarnung sowie eine Weisung erhalten, die 
Aufsichtspflicht striktes einzuhalten.  
 
Beschwerden hinsichtlich der Lautstärke der Kinder, die ebenfalls 
vorgebracht wurden sind eher den organisationstechnischen Vorgaben 
zuzuordnen. Wenn die Kinder den ganzen Tag im Gebäude verbringen ist 
es unvermeidlich, dass diese nach Erledigung der Hausaufgaben auch ihre 
Energie los werden wollen. Dies führt dazu, dass Konflikte mit der 
Musikschule entstehen. Solange nicht eine gesamte Gruppe mit den 
Hausaufgaben fertig ist, kann diese das Gebäude auch nicht verlassen, 
zumal die Horterzieherin für die Betreuung der restlichen Kinder 
herangezogen werden muss.  
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Auch ergibt sich in den letzten täglichen Öffnungsstunden das Problem, 
dass die Kinder von den Eltern abgeholt werden und so die Gruppe nicht 
längere Spaziergänge unternehmen kann. Zu berücksichtigen ist auch, 
dass einige Schüler während der Öffnungszeit den Hort wegen einem 
Sonderunterricht (Musikschule, Sprachen, Sport usw.) verlassen müssen 
oder später ankommen. Auch dies macht eine Anwesenheit in der Nähe 
der Schule notwendig. Für die Bewegung der Schüler im Freien wird 
hauptsächlich der gemeindeeigene Spielplatz sowie die Wiese beim Caritas 
Pflegeheim benützt. 
 

 
 
Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 
 

 
 

 
 

Antrag:   
 
Der Gemeindevorstand stellt den Antrag, der Gemeinderat möge die  
drei befristeten Dienstverhältnisse um weitere 12 Monate verlängern. 


